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EXECUTIVE SUMMARY 

Vor dem Hintergrund der großen Zerstörung in der Ukraine, der internationalen Bemühungen, den 

Aufbau der Ukraine nach Beendigung der Kriegshandlungen zu organisieren, sowie der räumlichen 

Nähe der Ukraine zu Österreich stellt sich die Frage, inwiefern und in welchen Bereichen 

Österreich und seine Unternehmen aktiv zum Wiederaufbau der Ukraine beitragen können 

und wie diese Anstrengungen am besten koordiniert werden könnten. Ziel dieser Studie ist es, 

diese Fragen angesichts des aktuellen Stands zu beantworten.  

Vor dem Krieg entfielen rund 0,4 Prozent der österreichischen Exporte auf die Ukraine, strukturell 

dominiert durch pharmazeutische Produkte sowie Papier und Pappe. Importseitig war die Ukraine 

vor allem als Bezugsquelle von Eisenerz, Metallen, Metallprodukten, Holz und Holzprodukten von 

Relevanz. Österreichische Unternehmen spielten in der Ukraine aber eine große Rolle: Österreich 

war im Durchschnitt der Jahre 2015 – 2019 der sechstgrößte ausländische Direktinvestor. 

Seit Kriegsbeginn ist das Handelsvolumen zurückgegangen, wenngleich weniger dramatisch als 

erwartet. Bei den Exporten war bis Mai 2023 ein Rückgang von 9,4 Prozent gegenüber Jänner 2022 

festzustellen, bei den Importen von rund 8,9 Prozent. Belastend für die Handelsbeziehungen ist die 

Zerstörung von Energie- und Transportinfrastruktur sowie die Zerstörung von Produktionsanlagen 

sowohl österreichischer Tochterunternehmen als auch ukrainischer Partnerunternehmen. 

Erschwerend wirkt ferner das Risiko, das mit der kriegerischen Auseinandersetzung einhergeht. 

Der russische Angriff auf die Ukraine löste große internationale Solidarität aus und führte zu 

zahlreichen Initiativen, den Wiederaufbau zu organisieren. Erwähnenswert diesbezüglich sind 

die Konferenzen von Lugano, Berlin und London, bei denen Rahmenbedingungen und 

Fokusbereiche des Wiederaufbaus definiert wurden. Zudem wurde die schrittweise Integration der 

Ukraine in den institutionellen Rahmen Europas skizziert. Bemerkenswert ist die von der EU 

initialisierte und noch in Verhandlung befindliche Ukraine-Fazilität in Höhe von 50 Mrd. Euro für 

2024 bis 2027. Zusätzlich zeigen sich große Bemühungen des privaten Sektors beim Wiederaufbau 

der Ukraine nach dem Krieg, insbesondere von BlackRock und JPMorgan Chase. 

Laut aktuellster Schätzung des Wiederaufbaubedarfs seitens der Weltbank, der Vereinten 

Nationen und der Europäischen Union vom März 2023 dürfte sich der Wiederaufbaubedarf der 

Ukraine auf zumindest rund 410 Mrd. Dollar belaufen. Von diesem Bedarf werden ein Drittel 

kurzfristig und zwei Drittel mittelfristig schlagend werden. Demgegenüber wurden die Schäden 

im ersten Jahr auf rund 100 Mrd. Dollar geschätzt. Die Diskrepanz zwischen den Schäden und dem 

Wiederaufbaubedarf liegt am in der Publikation propagierten Building Back Better-Prinzip. 

Dieses sieht vor, den Wiederaufbau zukunftsorientiert zu gestalten und wirtschaftliche, strategische 

und umweltbedingte Risiken zu berücksichtigen.  

Der kurz- bis mittelfristige Bedarf (erste vier Jahre) wird prioritär in den Bereichen Verkehr und 

Transport, Wohnen und Energie, sozialer Schutz, Management von Explosionsrisiken und 

Landwirtschaft verortet. Gerade in den Bereichen Energie-, Verkehrs- und Logistikinfrastruktur 
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bestehen Stärkefelder der österreichischen Wirtschaft: Unternehmen im Maschinenbau, der 

Metallverarbeitung und Metallzulieferindustrie sowie Schienen-, Brücken-, Straßen- und 

Hafeninfrastruktur errichtende Unternehmen und deren Zulieferer. Darüber hinaus können 

auch österreichische Planungsbüros für Infrastruktur, wie sie zum Teil noch immer in der Ukraine 

aktiv sind, eine wichtige Rolle spielen. Zusätzlich erscheint es wichtig, österreichische 

Direktinvestitionen in der Ukraine beim unmittelbaren Wiederaufbau zu begleiten. 

Langfristig betrifft der Wiederaufbaubedarf vor allem die Bereiche Energie, grüne Produktion, 

Transport, Digitalisierung und das Wohnungswesen. So wird der Ukraine etwa im Bereich der 

nachhaltigen Energiegewinnung ein enormes Potenzial zuerkannt, das auch grüne 

Produktionsprozesse ermöglichen könnte, etwa die Stahlproduktion auf Wasserstoffbasis. Ein 

weiterer Fokus ist die Modernisierung von Verkehrsinfrastruktur – insbesondere hinsichtlich des 

besseren Anschlusses an westeuropäische Märkte. Somit ergeben sich auch hier Potenziale in 

österreichischen Stärkefeldern: nachhaltige Energiegewinnung (Produktion, Installation und 

Betrieb), thermische Sanierung sowie Planung und Errichtung von Wasserversorgung und 

Wasserentsorgung. Bei der Digitalisierung ergeben sich zum Teil Spezialisierungsvorteile, 

vornehmlich im Bereich des E-Government. 

Angesichts des großen Wiederaufbauvolumens mit Schwerpunktsetzungen, die auf österreichische 

Stärkefelder treffen, wird im letzten Teil der Studie beleuchtet, wie aus österreichischer Sicht die 

Bündelung von Anstrengungen zur Unterstützung österreichischer Unternehmen erfolgen kann. Es 

wurden sieben Handlungsempfehlungen abgeleitet. Erstens muss die Sichtbarkeit Österreichs 

und seiner Unternehmen in der Ukraine erhöht werden. Zweitens sollten die Bemühungen zur 

Unterstützung der Ukraine und österreichischer Unternehmen in der Ukraine zwischen Ministerien 

und Stakeholdern der Außenwirtschaft in Form einer Regierungskoordinationsstelle gebündelt 

werden. Dabei sollte es zu keiner Gründung einer neuen Organisation kommen. Vielmehr sollten 

die bestehenden Ressourcen über eine interministerielle Stabsstelle besser vernetzt und die 

Unterstützung österreichischer Unternehmen besser gebündelt werden. Damit verbunden könnte 

auch ein One-Stop-Shop für Unternehmen sein. Drittens muss im Rahmen der 

Außenwirtschaftsförderung ein Kompromiss zwischen klassischer Exportversicherung und 

Überwälzung des Risikos auf die öffentliche Hand (Grants an die Ukraine) gefunden werden. 

Auch sind Synergien mit internationalen und europäischen Initiativen wichtig, da diese das 

Risiko weiter verringern. Die konkrete Ausgestaltung der Unterstützung ist möglichst in eine 

integrierte und akkordierte Strategie einzubetten und sollte institutionell verankert werden. Dies 

sollte in einem getrennten Rechnungskreis (abseits der klassischen Exportgarantiepolitik) 

erfolgen, jedoch die Ressourcen des klassischen Exportgarantieverfahrens nutzen. Der aktuelle 

Vorschlag im Budgetbegleitgesetz, der die Schaffung eines eigenen Ukraine-Topfs aus 

Überschüssen des Exportförderungsverfahrens vorsieht, ist dementsprechend zu begrüßen. 

Viertens sollte eine kurz- und mittelfristige Priorisierung der Unterstützung relevanter 
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österreichischer Branchen erfolgen, im Sinne der oben erwähnten kurz- bzw. mittelfristigen 

Potenziale für einzelne Branchen. Fünftens böte ein Engagement im Bereich der nachhaltigen 

Energiegewinnung in der Ukraine eine Chance, die grüne Energiebasis für die österreichische 

Wirtschaft zu stärken und zu diversifizieren. Angesichts des hohen Potenzials der Ukraine könnte 

jedoch eine partielle Risikoübernahme vonseiten der öffentlichen Hand in Kooperation mit EU-

Institutionen sowie internationalen Finanzinstitutionen sinnvoll sein, um österreichische 

Unternehmen zu unterstützen und deren Investitionsneigung zu erhöhen. Sechstens müssen im 

Rahmen internationaler Gremien, allein schon aus nationalem Interesse für die Außenwirtschaft, 

ukrainische Initiativen zur Bekämpfung der Korruption und Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 

unterstützt werden. Ansatzpunkte wären diesbezüglich Aktivitäten des Joint Vienna Institutes 

teilweise auf speziell ukrainische Bedürfnisse zu fokussieren sowie Forschungskooperationen 

österreichischer und ukrainischer Universitäten zu initialisieren. Siebtens böte die Ansiedlung 

eines Ukraine-Büros internationaler Organisationen in Österreich eine Chance, die Rolle Wiens 

als Osteuropa-Hub zu stärken. Ein geeigneter Ansatzpunkt könnte sein, den vorübergehenden 

Standort des Ukraineteams der Weltbank in Wien aktiv zu unterstützen und dessen Ausbau zu 

einem – potenziell – permanenten Standort für den Wiederaufbau der Ukraine zu erleichtern. 

Daraus könnten sich auch positive Wirkungen auf das Image Österreichs als Sitz internationaler 

Organisationen ergeben. 
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1 .  HINTERGRUND UND MOTIVATION  

Der Angriffskrieg Russlands hat seit dessen Beginn im Februar 2022 enorme negative Konsequenzen 

sowohl im humanitären als auch im wirtschaftlichen Sinn mit sich gebracht. Die wirtschaftlichen 

Konsequenzen sind nicht nur für die Ukraine schwerwiegend, sondern durch gestörte und 

unterbrochene Lieferketten sind auch andere Ökonomien stark betroffen. Inmitten der weitreichenden 

Zerstörungen durch den Krieg ist die ukrainische Wirtschaft stark eingebrochen. Das BIP ist bis 2022 um 

30 bis 50 Prozent gesunken, während die Steuereinnahmen um 50 bis 80 Prozent eingebrochen sind 

(World Bank et al. 2023). Die strategisch wichtigen ukrainischen Häfen am Asowschen und Schwarzen 

Meer sowie wichtige Binnentransportwege am Wasser sind aufgrund der russischen Angriffe nach wie 

vor weitgehend unzugänglich bzw. stark beeinträchtigt, was die finanziellen Probleme der Ukraine weiter 

verschlimmert, da wichtige Einkommensströme aus dem Export von Agrarerzeugnissen und anderen 

Produkten blockiert werden. Eine vorläufige Schätzung der kollektiven Auswirkungen des Kriegs beläuft 

sich bereits auf Hunderte Milliarden Euro, wobei allein die Zerstörung der physischen Infrastruktur im 

Jahr 2022 mit 100 Milliarden Dollar beziffert wird (World Bank et al. 2023). 

Der Krieg hat zahlreiche Herausforderungen mit sich gebracht. Erstens hat er zu erheblichen Schäden 

an der Infrastruktur geführt, darunter Straßen, Brücken, Schulen, Krankenhäuser und andere wichtige 

Einrichtungen. Zweitens hat der Konflikt die Wirtschaftstätigkeit zum Teil stark beeinträchtigt, was zu 

einem Rückgang des BIP, zum Verlust von Arbeitsplätzen und zu einer Zunahme von Armut und 

Ungleichheit geführt hat. Die Ankurbelung des Wirtschaftswachstums und die Schaffung von 

Arbeitsplätzen sind für den wirtschaftlichen Aufschwung der Ukraine von entscheidender Bedeutung. 

Drittens hat der Krieg zu einer humanitären Krise mit Massenmigration von Zivilisten sowohl innerhalb 

des Landes als auch in andere Staaten, besonders in die Europäische Union, geführt. Die Bereitstellung 

von Hilfe, Unterkünften und Unterstützung für diese Menschen bleibt ein dringendes Anliegen. Viertens 

hat der Krieg die Umwelt stark beeinträchtigt, unter anderem durch die Zerstörung von Staudämmen 

und der dazugehörigen Infrastruktur. Es wird wichtig sein, sich auf Wiederaufbauprojekte zu 

konzentrieren, die langfristige Sicherheits-, Umwelt- und wirtschaftspolitische Risiken berücksichtigen 

und somit auch den grünen Wandel mitbedenken. Die Bekämpfung der Korruption und die Schaffung 

transparenter Regierungsmechanismen sind von entscheidender Bedeutung, um sicherzustellen, dass 

die Mittel für den Wiederaufbau effektiv und effizient eingesetzt werden. 

Es zeigt sich andererseits seit Beginn des Kriegs eine große und sehr breite Bereitschaft der 

internationalen Staatengemeinschaft zur Selbstverpflichtung, die Ukraine nach Beendigung des Konflikts 

maßgeblich zu unterstützen. Dies bezeugen etwa mehrere internationale Initiativen seit Beginn des 
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Konflikts wie etwa die Wiederaufbaukonferenzen im Jahr 2022, die in Warschau, Lugano, Berlin und Paris 

stattfanden. Außerdem tagte im Jahr 2023 der Lenkungsausschuss der von der G7 gegründeten 

multilateralen Plattform zur Koordinierung der Geberinitiativen für die Ukraine. Auf europäischer Ebene 

sind auch vonseiten der EU und ihrer Institutionen (wie etwa der EIB) große Bemühungen zu erkennen, 

die Ukraine beim Wiederaufbau gezielt und koordiniert zu unterstützen. All diese Initiativen betonen die 

Wichtigkeit, einerseits die kurzfristig notwendigen Priorisierungen für den Wiederaufbau vorzunehmen 

und andererseits eine mittelfristige positive und nachhaltige Perspektive für die Zukunft der Ukraine zu 

entwickeln. So erhöht sich die Dynamik der Annäherung zwischen der EU und der Ukraine in jüngster 

Zeit merklich, um die Integration der Ökonomie in den EU-Binnenmarkt mittelfristig voranzutreiben. 

Während die Kostenschätzungen für den Wiederaufbau der physischen Infrastruktur variieren, liegen die 

Schätzungen der Weltbank, der ukrainischen Regierung, der Europäischen Kommission und der 

Vereinten Nationen bis März 2023 bei rund 411 Milliarden Dollar (World Bank et al. 2023). Die Diskrepanz 

zwischen den Schäden und dem Wiederaufbaubedarf liegt am Building Back Better-Prinzip, das vorsieht, 

den Wiederaufbau zukunftsorientiert zu gestalten, in dem wirtschaftliche, strategische und 

umweltbedingte Risiken berücksichtigt werden. Das große Volumen des Wiederaufbaubedarfs lässt sich 

auch daran erkennen, dass sich das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Ukraine im Jahr 2021 auf etwa 200 

Mrd. Dollar belief. 

Österreich war vor dem Krieg (Durchschnitt der Jahre 2015 – 2019) laut Statistiken der ukrainischen 

Nationalbank sechstwichtigster Auslandsinvestor in der Ukraine. Während des Kriegs hielt die 

überwiegende Mehrheit der Unternehmen an ihren Produktionsstandorten fest und produzierte dort, 

wenn auch in geringerem Maße, weiter. Ziel war es aus Sicht der Unternehmen unter anderem, die 

Standorte am Leben zu erhalten und UkrainerInnen, die im Land blieben, Arbeit und Beschäftigung zu 

geben. In vielen Fällen zahlte sich dies auch aus. Unternehmen, die in dieser Studie befragt wurden, 

berichteten, dass sich ihre ukrainischen Standorte finanziell zum größten Teil selbst trugen. Vor diesem 

Hintergrund stellt sich die Frage, inwiefern und in welchen Bereichen Österreich und seine Unternehmen 

aktiv zum Wiederaufbau der Ukraine beitragen können und wie diese Anstrengungen am besten 

koordiniert werden könnten. 

Ziel dieser Studie ist es, diese Fragen zu beantworten. Dabei wird in vier Schritten vorgegangen. In einem 

ersten Schritt wird analysiert, in welchem Ausmaß und in welchen Bereichen Österreich vor dem Krieg in 

der Ukraine aktiv war, sowohl in Form von Unternehmensbeteiligungen als auch von Exporten in die 

Ukraine. Auch wird untersucht, in welchen Bereichen Österreich auch während des Kriegs aktiv engagiert 

geblieben ist. Im zweiten Schritt werden die internationalen Rahmenbedingungen zur Finanzierung und 
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die einzelnen Initiativen dargestellt, die für den Aufbau in der Ukraine wesentlich sein werden. Dabei 

werden auch strategische Optionen für Österreich im internationalen Umfeld skizziert. Im dritten Schritt 

werden dem kurzfristigen Wiederaufbaubedarf das österreichische außenwirtschaftliche Potenzial und 

die Spezialisierungen der österreichischen Volkswirtschaft gegenübergestellt. So wird analysiert, 

inwiefern österreichische Stärken im Export, aber auch Know-how generell eine gute Ausgangsbasis für 

den Wiederaufbau unmittelbar nach dem Krieg sein können (vgl. hierzu World Bank et al. 2023). Im 

vierten Modul werden die mittelfristigen Wiederaufbaubemühungen und Potenziale der ukrainischen 

Volkswirtschaft betrachtet, mit Schwerpunkten unter anderem auf grüne Produktion und Digitalisierung, 

und es wird erarbeitet, wo in diesen Bereichen österreichische Stärkefelder liegen, die mittel- und 

langfristig wichtig sein werden. Dabei werden Statistiken zusätzlich mit der Sicht der Unternehmen in 

Österreich ergänzt, die im Rahmen dieser Studie durch eine Befragung erfasst wurde. 

Dieser Studienbericht ist wie folgt organisiert: Kapitel 2 beschäftigt sich mit dem Engagement 

österreichischer Unternehmen in der Ukraine vor dem Krieg und während des Kriegs. Kapitel 3 gibt einen 

Überblick über internationale Rahmenbedingungen und Initiativen für den Wiederaufbau. Kapitel 4 

analysiert den Wiederaufbau in der kurzfristigen Perspektive, während Kapitel 5 sich mit der mittel- bis 

langfristigen Perspektive beschäftigt. Kapitel 6 leitet auf Basis der Ergebnisse der vorangegangenen 

Kapitel Handlungsempfehlungen ab. 
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2 .  DAS ENGAGEMENT ÖSTERREICHISCHER 

UNTERNEHMEN IN DER UKRAINE VOR DEM KRIEG 

UND WÄHREND DES KRIEGS  

2.1 Engagement und Entwicklung bis Februar 2022 

2.1.1 Warenhandel und dessen Zusammensetzung 

Für die Ukraine stellten im Zeitraum 2015 bis 2019 China und Russland die wichtigsten Importpartner 

dar (Abbildung 1), wobei China anteilsmäßig ab dem Jahr 2019 Russland überholte. Österreichs Anteil 

an den ukrainischen Importen war mit durchschnittlich etwa einem Prozent in dem betrachteten 

Zeitraum eher gering. Durchschnittlich kamen etwa 41 Prozent der Importe der Ukraine aus der EU, 

wobei durchschnittlich zehn Prozent der gesamten Warenimporte allein aus Deutschland stammten1.  

Abbildung 1: Warenimporte der Ukraine 2015–2019 

 

 

Über den Zeitraum von 2015 bis 2019 exportierte Österreich laut Warenhandelsdaten durchschnittlich 

Waren im Wert von 141,6 Mrd. Euro. Im Jahr 2019 lagen die Warenexporte bei einem Wert von 153,5 

Mrd. Euro. Anteilsmäßig war Deutschland in diesem Zeitraum Österreichs wichtigstes Zielland mit einem 

 

1 Die Analyse der Warenexporte basiert auf dem BACI-CEPII-Datensatz, welcher internationale Handelsdaten auf 6-Steller-Ebene 

enthält und nach der Harmonized System-Güterklassifikation (im folgenden nur HS) gegliedert ist (Gaulier und Zignago 2010). 
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Anteil von durchschnittlich 27,34 Prozent an den gesamten Warenexporten. Weitere wichtige 

Exportdestinationen beinhalteten die USA (7,27 Prozent), Italien (6,43 Prozent) und Frankreich (4,31 

Prozent). Aggregiert stellten Warenexporte in die Europäische Union im Durchschnitt knapp 64 Prozent 

aller Warenexporte dar. Die Ukraine wies hier mit 0,3 Prozent (rund 450 Mio. EUR) einen vergleichsweise 

geringen Anteil auf (Abbildung 2). 

Abbildung 2: Warenexporte Österreichs nach relevanten Partnern 2015–2019 

 

 

Die Exportstruktur der Warenexporte Österreichs in die Ukraine weicht in ihrer Zusammensetzung an 

mancher Stelle vom typischen Muster der Exporte in die EU oder den Rest der Welt ab. Um die Struktur 

der Exporte Österreichs darzustellen, werden in Tabelle 1 auf Basis von HS2-Stellern2 die Anteile der 

einzelnen Güterkategorien an den österreichischen Gesamtexporten in das jeweilige Land gezeigt. 

Exporte von Maschinen, mechanischen Geräten und Teilen davon in die Ukraine sind mit 16 Prozent für 

Österreich von ähnlicher Relevanz wie jene in die EU. Für die Ukraine sind zudem noch österreichische 

Exporte in der Kategorie Pharmazeutische Erzeugnisse bedeutend, die etwa 13 Prozent aller 

österreichischen Warenexporte in die Ukraine ausmachen. Dieser Anteil ist überdurchschnittlich hoch im 

Vergleich zu sowohl den Gesamtexporten als auch den Warenexporten in die EU. Bedeutend sind weiters 

noch Exporte der Kategorie Papier und Pappe, in der die Ukraine einen höheren Anteil an Importen aus 

 

2 Bei der Nomenklatur, die durch das Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren 

geschaffen wurde, kurz HS-Nomenklatur, handelt es sich um eine internationale Nomenklatur mit verschiedenen Verwendungen, 

die unter der Schirmherrschaft der Weltzollorganisation (WZO) erarbeitet wurde. Diesem Übereinkommen gehören derzeit 155 

Vertragsparteien an, allerdings wird es weltweit von mehr als 200 Verwaltungen angewendet, hauptsächlich zur Erstellung der 

jeweiligen nationalen Zolltarife und zur Erfassung wirtschaftsbezogener statistischer Daten. Die HS-Nomenklatur gliedert sich in 

21 Abschnitte, die wiederum in Kapitel (die hier verwendeten HS-2-Steller) unterteilt ist. Die Kapitel können weiters in Positionen 

(HS-4-Steller und Unterpositionen (HS-6-Steller) disaggregiert werden. 
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Österreich aufweist als aus der EU oder im Gesamtdurchschnitt. Die ukrainischen Importe bestehen im 

Vergleich zu den EU-Importen aus Österreich oder den Gesamtexporten Österreichs nur zu einem 

geringeren Teil aus Produkten der Kategorien Elektrische Maschinen und Zugmaschinen, Kraftwagen, -

räder, Fahrräder; Teile davon. Sie entsprechen im Fall der Ukraine jeweils fünf Prozent, während die 

Anteile für die EU und gesamt zehn Prozent betragen. 

Aus Tabelle 1 lässt sich ebenso entnehmen, dass die Exporte in die Ukraine ähnlich diversifiziert sind wie 

in den Rest der Welt, denn rund 62 Prozent aller Exporte in die Ukraine lassen sich durch die zehn 

stärksten Warenkategorien erklären. Diese Zahl stimmt mit den Exporten in die EU sowie den 

Gesamtexporten ungefähr überein (62 Prozent und 66 Prozent jeweils). 

Tabelle 1: Warenexportstruktur Österreichs in die Ukraine im Vergleich 2015–2019 

 

Die Importstruktur Österreichs aus der Ukraine ist in Abbildung 3 ersichtlich. Die zehn wichtigsten 

Güterklassen aus insgesamt 97 Kategorien stellten 2015 bis 2019 knapp 85 Prozent aller Exporte der 

Ukraine nach Österreich dar. Es lässt sich also folgern, dass die Exporte der Ukraine nach Österreich 

relativ stark in einigen Kategorien konzentriert waren. 46,6 Prozent aller Waren, die Österreich aus der 

Ukraine importierte, stammten aus der Kategorie Erze sowie Schlacken und Aschen. 
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Abbildung 3: Warenimporte Österreichs aus der Ukraine 

 

2.1.2 Dienstleistungshandel 

Österreich exportierte zuletzt (2020) Dienstleistungen im Wert von 157 Millionen Euro in die Ukraine, 

dies entsprach in diesem Jahr 0,28 Prozent der österreichischen Gesamtexporte von Dienstleistungen. 

Im Vergleich dazu lag der Wert der Dienstleistungsexporte in die Ukraine im Jahr 2012 bei 248 Millionen 

Euro, was in diesem Jahr 0,55 Prozent aller aus Österreich exportierten Dienstleistungen darstellte. In 

Abbildung 4 sind die Entwicklung der Dienstleistungsexporte Österreichs in die Ukraine. Das Basisjahr 

20123 wurde auf 100 Prozent normiert, was bedeutet, dass die nachfolgenden Werte zeigen, in welchem 

Umfang die Dienstleistungsexporte dieser Jahre den Dienstleistungsexporten des Basisjahres 2012 

entsprachen. Über den gesamten Zeitraum sank der Dienstleistungsexport in die Ukraine sowohl absolut 

als auch anteilsmäßig. Daten nach 2019 werden nicht mehr dargestellt. Allerdings ist zu betonen, dass 

die Exporte nach dem Anstieg in den Jahren 2017 bis 2019 wieder sanken.  

 

3 Die Wahl des Basisjahres fiel auf das Jahr 2012, da wir die letzten zehn Jahre betrachten wollten. Da allerdings 2020 und 2021 

durch die COVID-Krise beeinträchtigt wurden und 2022 durch den russischen Angriff auf die Ukraine geprägt war, wird hier nur 

der Zeitraum 2012 bis 2019 betrachtet.  
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Abbildung 4: Entwicklung der realen Dienstleistungsexporte Österreichs in die Ukraine 

 

2.1.3 Direktinvestitionen 

Abbildung 5 zeigt den Durchschnitt und die Herkunft der passiven Direktinvestitionsbestände4 der 

Ukraine in der Periode 2015 bis 2019. Auffällig ist, dass Zypern rund 32 Prozent der 

Direktinvestitionsbestände in der Ukraine hielt5. Österreich stand im betrachteten Zeitraum auf der 

sechsten Stelle auf Basis seiner Investitionsbestände in der Ukraine. Im Zeitraum von 2015 bis 2019 hatte 

Österreich einen durchschnittlichen Bestand von knapp drei Prozent6, hielt damit mehr Investitionen in 

der Ukraine als Russland (2,6 Prozent) und die Vereinigten Staaten (1,66 Prozent) und lag nur knapp 

hinter der Schweiz (4,4 Prozent), Deutschland (knapp 4,6 Prozent) und der Niederlande (über 19 Prozent). 

 

4 Die Datenquelle für diese Betrachtung bildet die Zahlungsbilanzstatistik der ukrainischen Nationalbank, die sehr detailliert die 

Herkunft ausländischer Direktinvestitionen ausweist.  
5 Laut Astrov et al. (2010) tätigt Russland den Großteil seiner Direktinvestitionen in die Ukraine über Zypern als »Offshore«-Land. 

Dadurch lässt sich die Bedeutung Zyperns für die DI-Bestände und deren Größe erklären. Analog dazu begannen ukrainische 

Unternehmen ab dem Jahr 2000, Zypern als strategischen Standort für die Optimierung ihres Finanzmanagements zu nutzen. 

Laut Yurchenko et al. (2021) handelt es sich bei den zypriotischen Investitionen um von ukrainischen Unternehmen kontrollierte 

Anlageinstrumente, die lediglich in Zypern registriert sind. Diese Strategie ukrainischer Firmen ist auf die günstigen 

regulatorischen und steuerlichen Rahmenbedingungen Zyperns zurückzuführen. 
6 Hiervon entfiel der Großteil auf Banken- und Versicherungs- sowie industrielle Beteiligungen.  
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Abseits der Bestände ist zu erwähnen, dass es 2020 zu einem starken Einbruch der Direktinvestitionen 

Österreichs in GUS-Europa7 (inklusive der Ukraine) kam (BMDW, 2021a). Spezifisch bei der Ukraine kam 

es 2020 zu Desinvestitionen, was sich dementsprechend auch auf die Bestände ausgewirkt hat. In den 

Analysen des BMDW (2021a) zu Österreichs Direktinvestitionen in Zentral- und Osteuropa wird zudem 

erwähnt, dass Russland, die Ukraine und Belarus die letzten Plätze belegten. 

In Astrov & Gübler (2019) werden die Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa seit 2000 sowie Daten zu 

den wichtigsten ausländischen Direktinvestoren in der Ukraine dargestellt. Über den Zeitverlauf lässt 

sich eine Konstanz der DI-Bestände seit 2015 erkennen, bis 2018 bei circa vier Prozent. Zuvor lag der 

Höchstwert bei rund acht Prozent im Jahr 2000. In Astrovs & Güblers (2019) Analyse nahm Österreich 

damit 2018 den sechsten Rang unter den wichtigsten ausländischen Investoren in der Ukraine ein. 

Hinsichtlich der konkreten Struktur der Direktinvestitionen fällt die Ukraine im Forschungsbericht durch 

ihre niedrigen Greenfield-Investitionen im Vergleich zu österreichischen Greenfield-Investitionen in 

andere mittel- und osteuropäische Länder, speziell die Visegrád-Staaten, auf. In den Jahren 2017 und 

2018 führte jeweils nur ein solches Projekt zu einer neuen Unternehmungsgründung in der Ukraine. 

Abbildung 5: Direktinvestitionsbestände aus ausgewählten Ländern in der Ukraine 2015–2019 

 

  

 

7 Gemeinschaft unabhängiger Staaten (GUS), welche die meisten ehemaligen Staaten der Sowjetunion umfasst. Die Ukraine ist 

seit 2018 kein Mitglied mehr, wird aber in Zentral- und Osteuropa noch oft dieser Region zugeordnet. 
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2.2 Engagement und Entwicklung während des Kriegs 

Wie zuvor beschrieben, nahm Österreich unter den Direktinvestoren in der Ukraine im Zeitraum 2015 – 

2019 im Durchschnitt den sechsten Platz ein. In Hinblick auf den Branchenmix war eine Konzentration 

österreichischer Unternehmen im Bereich der Landwirtschaft, im Banken- und Versicherungsbereich, bei 

produzierenden Unternehmen wie etwa der Papier- und Verpackungsindustrie, 

Nahrungsmittelherstellern, Leuchtmittelherstellern, der Fertigung von Sportartikeln sowie bei 

Dienstleistungsunternehmen wie Planungsbüros und Logistikunternehmen feststellbar. 

2.2.1 Entwicklung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen 

Die Exporttätigkeit in die Ukraine war hingegen eher schwächer ausgeprägt und reduzierte sich in den 

vergangenen zehn Jahren8. Einen Fokus bildeten pharmazeutische Erzeugnisse sowie Papier und Pappe 

(Tabelle 1). Andererseits bezogen österreichische Unternehmen Vorleistungsgüter für ihre Werke bzw.  

Standorte in Europa aus der Ukraine. Dies betraf etwa Eisenerze (54 Prozent), Eisen und Stahl (inkl. Waren 

aus Eisen und Stahl; 4,3 Prozent), aber auch Holz, Holzwaren und Holzkohle sowie Möbel (10,7 Prozent), 

Spielzeug und Sportgeräte (6,2 Prozent). 

Abbildung 6: Entwicklung des österreichischen Warenaußenhandels mit der Ukraine, Februar 2022 bis Mai 2023;  

Jänner 2022 = 100 

 

 

 

8 Während der Export in die Ukraine in den laut Warenhandelsstatistik der Statistik Austria bis 2013 auf rund 675 Mio. Euro pro 

Jahr belief, sank er in der Mitte des Jahrzehnts auf rund 400 Mio. Euro und stieg danach langsam wieder auf 570 Mio. an. Der 

Durchschnitt der vergangenen drei Jahre belief sich auf 550 Mio. Euro.  
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Beim russischen Angriff auf die Ukraine brach der Handel – vor allem der Export – zunächst zusammen, 

wie in Abbildung 6 dargestellt. Im Vergleich zu Jänner 2022 waren die Exporte in die Ukraine im März 

2022 um 75 Prozent gesunken. Auch die Importe aus der Ukraine hatten sich verringert, wenngleich mit 

17 Prozent in geringerem Ausmaß. Während im Laufe der Zeit die Importe aus der Ukraine relativ stabil 

blieben, aber geringfügig sanken – im Mai 2023 betrug die Veränderung −8,9 Prozent gegenüber Jänner 

2022 –, erholten sich die Exporte in die Ukraine nur langsam. Erst ein Jahr nach Kriegsausbruch 

übertrafen die Exporte wieder den Stand von Jänner 2022. Danach verringerte sich das Niveau abermals. 

Im Mai 2023 lagen die Exporte 2023 rund 9,4 Prozent unter dem Niveau von Jänner 2022. 

Für die Entwicklung des Außenhandels waren zumindest zwei Faktoren maßgeblich: 

1. Betroffenheit der Produktion in der Ukraine durch den Krieg 

Zunächst wurden während des Kriegsverlaufs sowohl Infrastruktureinrichtungen (Energie) für 

die Produktion als auch Produktionseinheiten selbst zerstört. Dies bedeutete, dass 

österreichische Unternehmen vor Ort oder deren lokale Partner direkt durch Kriegshandlungen 

betroffen waren. Außerdem zwangen Probleme bei der Energieversorgung Unternehmen vor 

Ort, ihre Produktion hinunterzufahren bzw. temporär zu unterbrechen. Des Weiteren fehlen 

aktuell in der Ukraine Arbeitskräfte, da diese entweder eingezogen wurden, geflüchtet sind oder 

in Folge von Kriegshandlungen ums Leben kamen. Aus diesem Grund wurde in allen Betrieben 

die Produktion gedrosselt. Teilweise stellten österreichische Unternehmen vor Ort ihre 

Produktion zur Gänze ein. 

2. Betroffenheit des Transports in und aus der Ukraine sowie der Logistik durch den Krieg 

Gerade auch für den Import von Vorleistungsgütern aus der Ukraine stellte die Zerstörung von 

Transportwegen und Logistikeinrichtungen Unternehmen vor die Herausforderung, ihre 

Vorleistungen überhaupt zu erhalten. So verknappte sich die Transportkapazität in Folge der 

Kriegshandlungen etwa bei Hochseehäfen bereits im vergangenen Jahr merklich, sodass 

prioritär Getreide über den Landweg oder die Donauschifffahrt transportiert wurde. Dadurch 

und durch direkte Kriegshandlungen kam es zu einer Verringerung der Transportkapazität für 

Erze, die vor dem Krieg über 50 Prozent der Importe Österreichs aus der Ukraine ausmachten. 

Die regionale Verteilung der Niederlassungen von aus Österreich operierenden Unternehmen sowie 

deren (vorübergehende) Stilllegungen in der Ukraine (in Grenzen von 2013) ist in Abbildung 7 

dargestellt. Es ist vor dem Krieg keine klare geografische Clusterung der Aktivitäten österreichischer 

Unternehmen erkennbar. Zwar gibt es eine gewisse Häufung im Westen der Ukraine (um L’wiv und im 
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westlichsten Oblast Transkarpatien, „Sakarpatska oblast“) sowie um Kiew, allerdings ist diese Häufung 

nicht sehr stark ausgeprägt. Es ist jedoch erkennbar, dass österreichische Unternehmen, die im Osten 

tätig waren, ihre Aktivitäten eingestellt haben, während dies an den anderen Orten nicht der Fall war.  

Abbildung 7: Sitz österreichischer Unternehmen in der Ukraine (Grenzen von 2013) vor Kriegsausbruch  

sowie Einstellung während des Kriegs (Stand: Mai 2023) 

 

Auf Basis der Unternehmensinterviews können aktuelle Herausforderungen österreichischer 

Unternehmen, die in der Ukraine aktiv sind bzw. mit der Ukraine handeln, genannt werden: 

1. die Bedrohung der Produktionsanlagen durch kriegerische Handlungen, 

2. die unstete Strom- und Energieversorgung, 

3. die knappen Transportkapazitäten und zerstörte Logistikinfrastruktur sowie 

4. das hohe Risiko, zu dessen Absicherung aktuell wenige Mittel zur Verfügung stehen. 
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2.2.2 Unterstützung des österreichischen Staates und der Bundesländer  

Bislang hat Österreich gemäß Informationen des Bundeskanzleramts mehr als 150 Mio. Euro der Ukraine 

und unmittelbar betroffenen Staaten zur Verfügung gestellt. Diese Mittel wurden über unterschiedliche 

Kanäle mit unterschiedlichen Zielsetzungen bereitgestellt.  

Internationale Institutionen und internationale Finanzinstitutionen und ihre Initiativen spielen dabei eine 

wichtige Rolle, so etwa der Ukraine Relief, Recovery, Reconstruction and Reform Trust oder der Ukraine 

Multi Donor Trust Fund der Weltbank, aber auch die Europäische Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung (EBRD). Im Bereich der Energie und damit verbundener Risiken ist etwa der Ukraine Energy 

Support Fund der Energiegemeinschaft oder die Unterstützung der Internationalen Atomenergie-

Organisation (IAEA) zu erwähnen.  

Bilateral wurden zudem über den österreichischen Auslandskatastrophenfonds im Jahr 2022 59,46 Mio. 

Euro und im Jahr 2023 (erste Jahreshälfte) 20 Mio. Euro humanitäre Hilfe für die Ukraine und die 

betroffenen Nachbarländer bereitgestellt. Zudem wurde das Budget für die Austrian Development 

Agency (ADA) für diese Jahre um zwei Mio. Euro aufgestockt.  

Erwähnenswert sind darüber hinaus die Initiativen der Bundesländer, durch die es bereits 2022 und 

danach zu Soforthilfeaktionen kam.  

Insgesamt betrachtet engagiert sich Österreich gegenüber der Ukraine sowohl auf internationaler als 

auch auf nationaler Ebene; international vor allem über die finanzielle Unterstützung von Initiativen 

multilateraler (Finanz-)Institutionen und national vor allem im humanitären Bereich.  
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3 .  INTERNATIONALE RAHMENBEDINGUNGEN UND 

INIT IATIVEN FÜR DEN WIEDERAUFBAU IN DER 

UKRAINE  

von Yusaf Akbar 

This chapter considers post-war reconstruction challenges, examining past experiences like the Marshall 

Plan and ex-Yugoslavian reconstruction9, as well as recent events such as the Ukraine Recovery 

Conferences in 2022 and 2023, including the 2022 Lugano Principles and the 2023 URC conference 

outcomes. It highlights the central role of the EU Ukraine Facility and private-sector initiatives, 

particularly an investment fund proposed by BlackRock and JPMorgan Chase. Emphasizing the need for 

a comprehensive recovery, it's clear that historical lessons offer valuable insights. Key principles include 

prioritizing human capital empowerment, adopting layered approaches to reconstruction projects, and 

establishing a central governance entity. Additionally, structuring programs, selecting donor 

organizations, and ensuring robust anti-corruption measures are pivotal for post-war reconstruction 

success, as they help create a sustainable path to long-term transformation, just as the Marshall Plan did 

for Western Europe in the 1940s. In essence, successful post-war reconstruction requires meticulous 

planning, collaboration, and unwavering commitment from all stakeholders, both domestic and 

international.  

3.1 Establishing a Central Entity 

The intricacies of a layered reconstruction approach underscore certain governance challenges. When 

aligning various projects to achieve shared objectives, the crucial questions arise: who decides which 

projects are best bundled, who establishes project objectives, and so forth? Historic precedent 

emphasizes the role of a singular central institution as the linchpin for overseeing and coordinating 

reconstruction efforts. This pivotal entity could take the form of a sovereign nation, a multilateral 

organization, or various other organizational constructs. 

Irrespective of its structure, this central institution must undertake several pivotal roles. First, it should 

incorporate a Ukrainian perspective. Reconstruction initiatives dominated by external donors sometimes 

falter in identifying needs and streamlining projects efficiently due to a lack of understanding of local 

context. Furthermore, the inclusion of Ukraine’s highly skilled workforce necessitates their formal 

integration into the central institution. Second, transparency and oversight mechanisms must be 

 

9 For more information and detail on the historical context of international efforts at post-war reconstruction, please see 

Appendix B. 
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intrinsically woven into the fabric of the central institution. The strategic integration of these elements 

into the institution’s budgetary and decision-making mechanisms could prove instrumental in curtailing 

fraud and advancing anti-corruption endeavors, crucial to mitigating donor fatigue. Third, the institution 

should wield the authority to harmonize all reconstruction projects, including those that are bilaterally 

agreed upon between Ukraine and other nations. Without such authority, seamless project layering 

could become problematic, potentially leading to duplicative and wasteful efforts. 

An illustrative example of a central institution effectively embodying these roles is the United Nations’ 

Interim Administrative Mission in Kosovo (UNMIK). Immediately after the cessation of military operations 

in Kosovo in 1999, UNMIK functioned as the de facto administrator of the region. It presided over 

elections to establish a government, fulfilling the first role by granting Kosovars a say in reconstruction 

endeavors. Additionally, UNMIK set internal benchmarks to bolster transparency, combat corruption, 

and address contentious matters. Lastly, UNMIK was vested with the authority to coordinate all relief 

and reconstruction initiatives from various international donors. By adeptly enacting these roles, UNMIK 

efficiently amalgamated projects across distinct pillars and significantly enhanced outcomes for the 

people of Kosovo. 

The recently unveiled EU Ukraine Facility (discussed further below), a collaboration between the 

European Commission and the Government of Ukraine, possesses the potential to carry out these 

multifaceted responsibilities. Irrespective of the ultimate choice of how the central institution is 

constituted and functions, it should be underpinned by a strategic alignment with the priorities outlined 

above. Given the discussion of post-war reconstruction efforts above, the following section outlines 

actual and current international institutional donor initiatives in the context of post-war reconstruction 

in Ukraine. 

3.2 Ukraine Recovery conferences, efforts and initiatives 

3.2.1 Ukraine Recovery Conference and the Lugano Declaration, Switzerland, July 

4–5, 2022 

The Ukraine Recovery Conference (URC) of 2022 took place in Lugano in Switzerland in July 2022. 

Ukrainian Prime Minister Denys Shmyhal presented the Ukrainian government’s reconstruction plan at 

the conference. The 10-year plan was divided into two phases, 2023–2025 and 2026–2032, and included 

approximately 850 wide-ranging projects requiring funding totalling an estimated EUR 690 billion. The 

two largest elements of the plan are the reconstruction and modernization of housing and related 

infrastructure; growth of logistic and transportation facilities (e.g., airports, railroads, roads, ports); and 
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infrastructure integration with the EU (around 145 projects and activities). Other areas comprised 

successful energy independence and acceleration in green-energy investments and capacity (twenty-

one projects and activities); ensuring access to investment finance through insurance, loan guarantees, 

and other programs and supporting high-tech and other potentially fast-growing economic sectors 

(thirty-four projects and activities). 

The Lugano Declaration stands as the main output from the 2022 URC. Swiss Federal President Ignazio 

Cassis unveiled this pivotal document during the concluding plenary of the conference in Lugano. 

Endorsed by all participating nations, the declaration encapsulates the essence of the URC proceedings. 

Central to this declaration are the seven “Lugano Principles,” which serve as the pivotal guiding precepts 

shaping the trajectory of Ukraine’s recovery process. The rebuilding journey for Ukraine is envisaged to 

be steered fundamentally by Ukraine while fostering a collaboration with global counterparts such as 

the EU, the International Monetary Fund (IMF) and individual nations. This entails a robust mechanism 

which includes a rigorous needs assessment, harmonized priorities, coordinated planning for outcomes, 

accountable financial management, and efficient synchronization. The Lugano Principles are as follows: 

1. Partnership. The recovery process is led and driven by Ukraine and conducted in partnership 

with its international partners. The recovery effort has to be based on a sound and ongoing 

needs assessment process, aligned priorities, joint planning for results, accountability for 

financial flows, and effective coordination. 

2. Reform Focus. Reconstruction must serve as an active catalyst for propelling, intensifying, 

broadening, and realizing Ukraine’s reform initiatives. This trajectory aligns seamlessly with 

Ukraine’s path towards European integration and amplified resilience to economic change. 

3. Transparency, accountability and the rule of law. Transparency and accountability stand as 

paramount pillars within the reconstruction endeavor, ensuring a responsive engagement with 

Ukrainian citizens. Concurrently, the rule of law should be a steadfast focus of attention, 

undergoing consistent improvement to dismantle corruption. All financial provisions for 

recovery must exemplify impartiality and transparency. 

4. Democratic participation. The recovery process has to be a whole-of-society effort, rooted in 

democratic participation by the population, including those displaced or returning from 

abroad, local self-governance and effective decentralization. 
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5. Multi-stakeholder engagement. The reconstruction journey is founded on effective and 

synergistic collaboration at both the national and international level. This inclusive tapestry 

interweaves public and private sectors, civil society, academia, and local governance. 

6. Gender Equality and Inclusion. The reconstruction journey is founded on effective and 

synergistic collaboration at both the national and international level. This inclusive tapestry 

interweaves public and private sectors, civil society, academia, and local governance. 

7. Sustainability. The reconstruction journey is founded on effective and synergistic collaboration 

at both the national and international level. This inclusive tapestry interweaves public and 

private sectors, civil society, academia, and local governance. 

3.2.2 Global Conference of Experts on Ukraine’s Recovery, Reconstruction, and 

Modernization 

In October of 2022, Berlin played host to the Global Conference of Experts on Ukraine’s Recovery, 

Reconstruction, and Modernization. This conference was a collaborative endeavor between the 

European Commission and Germany, who held the G7 chairmanship at the time. This event marked a 

significant stride forward, underscoring the steadfast endorsement of Ukraine by both the European 

Union and the broader international community. It underlined a commitment of the EU Commission and 

the broader international community to providing sustained assistance to Ukraine, extending beyond its 

immediate needs and lasting throughout Ukraine’s journey toward eventual EU accession. 

Ursula von der Leyen, President of the EU Commission, emphasised three core components crucial for 

Ukraine’s successful reconstruction: 

1. Ensuring a continuous supply of requisite support for Ukraine – spanning from initial relief and 

rehabilitation to the enduring panorama of long-term reconstruction. 

2. Establishing a comprehensive framework designed to render support as far-reaching and 

inclusive as possible. 

3. Firmly integrating Ukraine’s reconstruction endeavors within the context of its trajectory toward 

eventual European Union membership. 

Given the magnitude of the challenge in question, the efforts towards recovery must be as an all-

encompassing, multi-faceted process involving both the public and private sectors, in addition to 

international organizations. It is this rationale that prompted the assembly of globally renowned experts 

across diverse domains and backgrounds, alongside representatives from civil society, the private sector, 
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and the Ukrainian government. This conference aimed to develop a holistic discussion, fostering a shared 

vision for Ukraine’s renewal and growth. 

One key outcome of the conference was the recognition that in the context of Ukraine, achieving a 

twofold increase in investment levels relative to its GDP would entail a substantial enhancement of the 

nation’s investment absorption capability. This endeavor would encompass the reinforcement of 

governance frameworks indispensable for orchestrating and delegating complex projects. Moreover, in 

the context of investment absorption capability, the nexus between international, national and regional 

governance is crucial as a local understanding of needs and a local governing apparatus to activate 

‘shovel ready’ projects will be vital in the success of the post-war reconstruction. 

3.2.3 Ukraine Recovery Summit 2023, London, 21–23 June 2023 

The Ukraine Recovery Conference 2023 was orchestrated through collaborative efforts between the UK 

and Ukraine, which were serving as co-chairs for the event. The conference took place in London on 21–

22 June 2023. This summit marked a continuation of the annual series, following the preceding URC 

2022, which was hosted by Switzerland in Lugano. URC 2023 brought together leaders, ministers, and 

delegates from fifty-nine nations, along with thirty-two international organizations and international 

financial institutions, and saw active participation from over 500 enterprises and 130 civil society 

organizations. 

The discussions were centered on delineating the role of the private sector in steering Ukraine’s recovery. 

These conversations emphasized the private sector's capacity to leverage its expertise to bolster the 

recovery process through investment, innovation and operational excellence. Investors were encouraged 

to explore specific sectors and seize reconstruction opportunities that align with Ukraine’s recovery 

objectives. To facilitate this symbiosis between the public and private sectors, Ukraine emphasized its 

ongoing commitment to an ambitious reform agenda which reflects Ukraine’s commitment to 

cultivating an investment-friendly environment, reducing associated costs and risks of doing business, 

and thereby encouraging increased investment flows into the country. 

URC 2022 unfolded amid the ongoing Russian aggression against Ukraine. During this event, as 

described above, the Lugano Principles were introduced, establishing a fundamental framework to guide 

Ukraine’s reconstruction endeavors and harmonizing global efforts toward this shared objective. Despite 

the wartime circumstances, Ukraine has embarked on initiatives to drive its reconstruction in alignment 

with these foundational principles and associated commitments. Subsequent to the Lugano gathering, 

the international community undertook substantial commitments in emergency aid. However, the 

demands of Ukraine’s stabilization and recovery, precipitated by the Russian invasion, call for a more 
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comprehensive mobilization across both public and private sectors. This public-private engagement 

remains vital to adequately address the extensive scope of Ukraine’s post-war recovery requirements. 

During the Ukraine Recovery Summit 2023, significant agreements were signed between prominent 

international entities including the European Commission, the European Investment Bank (EIB), the 

European Bank for Reconstruction and Development (EBRD), and the International Finance Corporation 

(IFC). The cumulative value of these agreements surpassed EUR 800 million, strategically aimed at 

catalyzing private investments to fuel the resurgence and reconstruction of Ukraine’s economy. 

These pivotal accords, reinforced by the support of the European Fund for Sustainable Development 

Plus – the financial arm of NDICI-Global Europe, represent a resolute collective pledge on the global 

stage by international organizations and leading nations. NDICI-Global Europe is short for 

“Neighbourhood, Development and International Cooperation Instrument” and is the EU’s main tool to 

contribute to eradicating poverty and to build partnerships for sustainable development, prosperity and 

peace, and stability. The essence of this activity lies in the explicit and collaborative mobilization of the 

private sector’s resources to support governmental action towards Ukraine’s comprehensive recovery 

and transformative reconstruction. 

3.2.4 The EU Ukraine Facility 

Reconstructing Ukraine in the aftermath of the conflict will necessitate a substantial global financial 

commitment. The fact that the conflict takes place in Europe creates a primordial role for European 

institutions and nations in efforts to rebuild Ukraine after the war. In this context the European Union 

(EU), has taken a leading role. The EU is already playing a significant role in bolstering the nation’s 

ongoing resilience. However, it is evident that further assistance will be imperative in the medium and 

long term. The EU Ukraine facility aims to reinstate the foundational pillars of a democratic and 

prosperous Ukraine firmly rooted in European values and practices. This process implies the need for a 

structured and organized seamless integration into the European economic landscapes and providing 

steadfast support along Ukraine’s journey toward European integration which would ultimately result in 

EU accession. 

Encompassing both grants and loans, the Facility pledges a substantial sum and a financial reservoir 

which is poised to serve as a backbone for Ukraine’s multifaceted ambitions, including the preservation 

of macro-financial equilibrium, the facilitation of recovery processes, the comprehensive revitalization 

and modernization of the country, and the diligent execution of pivotal reforms that will enable Ukraine’s 

trajectory toward EU accession. 
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Since the start of Russia’s invasion, the EU, its Member States, and the European financial institutions 

have adopted a unified approach. This collaborative strategy has resulted in the allocation of 

approximately EUR 53 billion, encompassing a comprehensive range of financial, humanitarian, 

emergency, budgetary, and military support initiatives at the start of the conflict. Of the total, a 

substantial sum of EUR 37.8 billion has been dedicated to fortifying Ukraine’s economic, social, and 

financial resilience. Notably, a ground-breaking financial support package of up to EUR 18 billion was 

earmarked for the year 2023 (EU Commission 2023). 

In addition, military assistance, amounting to around EUR 15 billion, has been extended through 

mechanisms such as the European Peace Facility and direct contributions from EU Member States. This 

assistance is intended to bolster Ukraine’s defense capabilities during these challenging times. While the 

conflict initiated by Russia persists, the full extent of Ukraine’s reconstruction requirements remains 

uncertain. Nonetheless, the EU has begun the process of identifying key components of reconstruction 

and how it can contribute to this endeavor. This proactive approach is designed to ensure a cohesive 

and coordinated effort in addressing the multifaceted challenges that lie ahead. 

On the 20th of June 2023, the Commission introduced a proposition to establish a fresh Facility aimed at 

bolstering Ukraine’s revival, reconstruction, and advancement efforts and to anticipate future needs. This 

newly envisioned Ukraine Facility stands as a specialized financial mechanism, designed to provide 

Ukraine with consistent and foreseeable assistance throughout the period of 2024–27. 

This 2024–27 initiative is forged through a robust partnership involving EU Member States and European 

financial institutions. This collaborative approach underscores the collective commitment to Ukraine’s 

resurgence. Additionally, engagement with other global financial institutions such as the IFC is integral 

to this initiative, fostering a sense of unity in the pursuit of Ukraine’s recovery and development. 

Operating in harmony with the Multi-Agency Donor Coordination Platform, this endeavor ensures 

effective coordination and alignment with a variety of contributors (EU member states, international 

financial institutions and the private sector), optimizing the effectiveness of each participant’s efforts. By 

harmonizing contributions and strategies, this approach is expected to mitigate redundancy and 

enhance the overall impact of the Facility. 

Central to the success of the Ukraine Facility is the active involvement of key stakeholders in Ukraine. 

This includes fostering partnerships with civil-society entities, the private sector, and local governing 

bodies. Their engagement serves as a vital conduit for fostering comprehensive, community-driven 

recovery and development initiatives. The unveiling of this Facility sends a clear signal of an unwavering 

dedication of the EU to bolster Ukraine’s resilience amidst the persistent conflict incited by Russia’s 
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aggressive actions. It also highlights the value of collective action in a European context to support and 

supplement national efforts to support Ukraine. Last but not least, it signifies a resolute step forward on 

Ukraine’s path to eventually attaining EU membership, highlighting the alignment of ambitions between 

the nation and the European Union. Parallel strategies are also underway, such as the UK’s establishment 

of a military-risk insurance scheme to entice substantial investments in support of Ukraine’s recovery 

across various sectors. Incorporating broader international support beyond the EU, the UK endeavors to 

engage allies like Saudi Arabia and Turkey in the reconstruction process, a move designed to extend 

diplomatic overtures. 

In sum, the proposition for the Ukraine Facility reflects a cohesive, multi-pronged approach that 

leverages collaboration, coordination, and comprehensive stakeholder engagement to empower 

Ukraine’s journey towards recovery, modernization, and lasting prosperity. 

3.2.5 Other Public International Initiatives 

The International Monetary Fund (IMF) has disbursed two rounds of emergency financial support to 

Ukraine: EUR 1.2 billion in March and EUR 1.1 billion in October 2022. In April, the IMF also set up an 

“administered account” for donor countries to channel aid to Ukraine. As of mid-September, Canada 

and Germany had provided EUR 1.8 billion through it, and Belgium and the Netherlands planned to use 

it (International Monetary Fund 2023). The IMF has also developed a new instrument called “Program 

Monitoring with Board Involvement” to validate the Ukrainian government’s projections and to 

administer a full-fledged IMF program once conditions allow. The IMF aims to work with the Ukrainian 

government on a comprehensive macroeconomic framework, with policy commitments, which involve 

quantitative targets, in order to ascertain external financing needs and provide a roadmap for 

international support. 

The European Investment Bank (EIB), the EU’s lending arm, approved two lending packages (guaranteed 

by the EU) for Ukraine, EUR 668 million in March and EUR 1.59 billion in July 2022, to address urgent 

needs, including the repair of the most essential infrastructure damaged by the war (European 

Investment Bank 2022). 

The European Bank for Reconstruction and Development (EBRD) has committed more than EUR 1 billion 

in loans in 2022 and has the goal of tripling that level by the end of 2023 (Skidmore et al. 2022). The 

main purposes of these loans are to maintain energy and food security, restore rail infrastructure, and 

support the pharmaceutical industry. 
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3.2.6 Private Sector Initiatives 

BlackRock and JPMorgan Chase, prominent American investment firms, are poised to collaborate with 

Ukraine in establishing the Fund for the Development of Ukraine. This innovative initiative functions as 

an investment bank with the overarching objective of orchestrating economic recovery after the war. 

Operating on a “blended finance” model, the Development Fund is set to attract economical loans from 

various nations, donors, and international financial institutions (IFIs). Blended finance is the strategic use 

of development finance for the mobilization of additional/supplemental finance towards sustainable 

development in developing countries. It attracts commercial capital towards projects that contribute to 

sustainable development, while providing financial returns to investors. These loans, predicted to be five 

to ten times larger than private investments, are anticipated to scale into the realm of hundreds of 

billions of dollars. This multifaceted endeavor will predominantly prioritize sectors including 

infrastructure, climate initiatives, and agriculture. Stefan Weiler, JPMorgan’s head of debt capital markets 

for central Europe, the Middle East, and Africa, emphasized: “There will be different sectoral funds that 

the fund identified as priorities for Ukraine. The aim is to maximize capital participation”. BlackRock’s 

Vice-Chair, Philipp Hildebrand, shared insights into the efficacy of the “blended finance” approach, 

stating: “So many of today’s long-term challenges are best addressed through blended finance, and this 

is one. You need these vehicles to mobilize capital at scale.” The impetus for this initiative stemmed from 

Ukraine’s collaboration with BlackRock’s consulting arm and the subsequent involvement of JPMorgan 

due to its expertise in the realm of debt markets. The fund is still in the planning stage and is not 

expected to launch until the cessation of hostilities. However, preliminary strides in its development were 

unveiled at URC 2023. 

The fund’s size remains undetermined, yet sources intimate to discussions suggest its intention to 

harness low-cost capital from governments, donors, and IFIs, leveraging it to attract private investment 

multipliers of five- to tenfold. To address concerns related to corporate governance, transparency, and 

shallow capital markets, the organizers intend to assemble a robust board for the fund comprising 

eminent international investors, governmental officials, and skilled investment professionals. This 

governance structure aims at bolstering confidence among potential investors and mitigate fears 

regarding Ukraine’s governance limitations. 

Ukraine confronts a formidable challenge in sourcing investment capital post-conflict, especially 

considering potential uncertainties if the aftermath of the war results in a frozen conflict, meaning that 

Russian troops continue to occupy Ukrainian territory that they seized in their 2022 invasion. This 
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scenario with occupied territories and the looming threat of renewed hostilities would present 

considerable investment risks for the private sector. 

3.3 Closing Reflections 

Oleksandr Kubrakov, Ukraine’s Minister of Reconstruction, envisions a multifaceted, multilateral 

financing approach for the post-war reconstruction. He estimates that the direct damage to 

infrastructure from the war amounts to EUR 118 billion to EUR 127 billion. When considering the holistic 

impact on infrastructure, economy, and business, this figure substantially surpasses EUR 272 billion. 

Kubrakov remains optimistic about Ukraine’s potential to recover within a two- to three-year timeframe 

if adequate funding is secured. He emphasizes that, once logistics normalize and electricity supply 

stabilizes, business activity is likely to rebound to pre-war levels within a reconstruction surge.  

Overall, since the Russian invasion of Ukraine in 2022, we have witnessed an unprecedented, multilateral 

response to the post-war reconstruction exigencies for Ukraine not seen since the Marshall Funds at the 

end of World War II. The re-emergence of large-scale warfare on the European continent, not seen since 

World War II, has brought two realities into sharp focus. First is the relative geo-political fragility of the 

EU’s neighborhood, which has the potential to undermine the benefits and achievements of decades of 

EU economic integration. EU action to support Ukrainian post-war reconstruction on its periphery is vital 

to maintaining stability of the union itself. Second, prior to the war, the ongoing limbo that Ukraine 

found itself in between a hostile Russia and a reluctant EU has now transformed, probably permanently. 

Post-war reconstruction in the short to medium term is now inextricably linked to a long-term process 

of regulatory convergence and integration with the EU. 



 

B E I T R A G  Ö S T E R R E I C H I S C H E R  U N T E R N E H M E N  Z U M  W I E D E R A U F B A U  I N  D E R  U K R A I N E  

 24 

 

4.  WIEDERAUFBAU DER UKRAINE NACH  DEM KRIEG 

UND DIE  POTENZIELLE  ROLLE  ÖSTERREICHISCHER 

STAKEHOLDER IN DER KURZEN FRIST  

4.1 Österreichs Stärken und Spezialisierungen im internationalen 

Handel 

Ausgangspunkt der Fokussierung von Unterstützungsmöglichkeiten für österreichische Unternehmen, 

sich am Wiederaufbau zu beteiligen, ist eine Analyse der österreichischen Spezialisierungsvorteile im 

internationalen Handel. In dieser Studie greifen wir dabei auf das Konzept des Revealed Comparative 

Advantage (RCA, dt.: offenbarter komparativer Vorteil) zurück, das auf Balassa (1965) zurückgeht. Der 

RCA-Wert einer Branche (bzw. eines Exportguts) wird dabei wie folgt berechnet: 

𝑅𝐶𝐴𝐴𝑇,𝑗 =  
𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇,𝑗 𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇⁄

𝐸𝑋𝑃𝑤,𝑗 𝐸𝑋𝑃𝑤⁄
=

𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇,𝑗 𝐸𝑋𝑃𝑤,𝑗⁄

𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇 𝐸𝑋𝑃𝑤⁄
=  

𝐴𝑛𝑡𝑒𝑖𝑙 𝐴𝑇 𝑎𝑛 𝐺𝑒𝑠𝑎𝑚𝑡𝑒𝑥𝑝𝑜𝑟𝑡𝑒𝑛 𝑑𝑒𝑟 𝐵𝑟𝑎𝑛𝑐ℎ𝑒 𝑗 𝑤𝑒𝑙𝑡𝑤𝑒𝑖𝑡

𝐴𝑛𝑡𝑒𝑖𝑙 𝐴𝑇 𝑎𝑛 𝐺𝑒𝑠𝑎𝑚𝑡𝑒𝑥𝑝𝑜𝑟𝑡𝑒𝑛 𝑤𝑒𝑙𝑡𝑤𝑒𝑖𝑡
 

𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇,𝑗  steht für die Exporte der österreichischen Branche j, 𝐸𝑋𝑃𝐴𝑇 für die österreichischen 

Gesamtexporte, 𝐸𝑋𝑃𝑤,𝑗 sind die weltweiten Exporte der Branche j und 𝐸𝑋𝑃𝑊 die weltweiten 

Gesamtexporte. Somit vergleicht der RCA-Wert den Weltmarkt(export)anteil der österreichischen 

Branche j mit dem Weltmarktanteil von Österreich insgesamt. Ist der Anteil der Branche j höher als der 

Weltmarktanteil Österreichs insgesamt, so besitzt die betreffende Branche einen komparativen Vorteil, 

bzw. Österreich ist in dieser Branche im internationalen Handel spezialisiert. Ähnliches gilt auf Ebene der 

Güterexporte: Ist der RCA einer österreichischen Gütergruppe größer als 1, so ist Österreich im Handel 

in diesem Gut spezialisiert. 

Abbildung 8 zeigt die Exportanteile der fünfzehn Exportgütergruppen10 Österreichs, bei denen eine 

Spezialisierung besteht, für die Periode 2015 bis 2019. 

 

10 Es wurden 97 Gütergruppen gemäß HS-Klassifikation (Kapitel 2) betrachtet. Die HS-Klassifikation ist eine internationale 

Warenklassifikation, die auf dem Harmonisierten System basiert und es erlaubt, die Waren im internationalen Handel zu 

identifizieren, um zu eruieren, welche Tarifpositionen und Regeln im Export gelten. Das System wird von mehr als 200 Ländern 

und Volkswirtschaften als Grundlage für ihre Zolltarife und für die Erhebung von Statistiken über den internationalen Handel 

genutzt – über 98 Prozent der Waren im internationalen Handel werden nach dem HS klassifiziert. 
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Abbildung 8: Anteile am Exportvolumen – Top 15 HS2-Steller mit einer Spezialisierung 

 

Auf die ausgewiesenen Gütergruppen entfiel im betrachteten Zeitraum gut 62 Prozent des 

österreichischen Warenhandels. Am bedeutendsten ist die Gruppe Maschinen und mechanische Geräte, 

gefolgt von Zugmaschinen und Kraftwagen, Pharmazeutische Erzeugnisse, Kunststoffe und Waren 

daraus, sowie Eisen und Stahl. Bedeutend sind ferner Holzwaren, Eisen- und Stahlerzeugnisse, Papier 

und Waren aus Papierhalbstoff, aber auch Aluminium, verarbeitete unedle Metalle, chemische Produkte, 

Kupfer und -erzeugnisse, Schienenfahrzeuge, aber auch verarbeitete Lebensmittel (Getränke, Milch und 

Milcherzeugnisse). 
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Die Branchenspezialisierung der österreichischen Außenwirtschaft ist in Abbildung 9 dargestellt. 

Abbildung 9: Anteile von österreichischen Exporten auf Branchenebene mit einem RCA-Wert von 1 oder größer im Jahr 2018 

(Durchschnitt 2015–2018) 

 

Gereiht nach dem Anteil an den Gesamtexporten im Jahr 201811 ergeben sich Spezialisierungsvorteile 

im Handel, gefolgt von der Erzeugung von Maschinen (anders nicht genannt) sowie Kraftfahrzeugen, 

der Metallbearbeitung, der chemischen Industrie, der Nahrungsmittelherstellung sowie auch 

 

11 Datenbasis für die Betrachtung der Spezialisierung auf Branchenebene ist die OECD-TiVA-Datenbank, die in ihrer aktuellsten 

Version mit Daten bis 2018 verfügbar ist. Die Branchenaggregation basiert auf der Industrieklassifikation ISIC Rev. 4 (Guilhoto et 

al. 2022). 
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elektrischen Ausrüstungen und der Papierproduktion. Bei den Dienstleistungen sind insbesondere 

freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen, IKT-Dienstleistungen, Wasserver- und 

-entsorgung, Abfallentsorgung und Altlastensanierung sowie das Baugewerbe hervorzuheben – gerade 

in Hinblick auf den Wiederaufbau in der Ukraine. 

4.2 Wiederaufbaubedarf 

Aktuell liegen zwei grobe Schätzungen des Wiederaufbaubedarfs vor. Im Juli 2022 veröffentlichte die 

ukrainische Regierung einen ersten nationalen Wiederaufbauplan, in dem der Finanzbedarf des 

Wiederaufbaus auf über 700 Mrd. Dollar geschätzt wurde. Neben Maßnahmen zum Wiederaufbau, der 

in die kurze und mittlere bis lange Frist unterteilt wurde, umfasst diese Schätzung auch Maßnahmen im 

Verteidigungsbereich, im Bankenbereich (z. B. Bank-Rekapitalisierungen, Zinszuschüsse etc.) sowie 

Maßnahmen zur Sicherung der makrofinanziellen Stabilität (Finanzierung des Gesamtstaates).  

Im März 2023 schätzte die Weltbank gemeinsam mit den Vereinten Nationen, der Europäischen Union 

und der ukrainischen Regierung den Wiederaufbaubedarf auf insgesamt 410 Mrd. Dollar. Die Schäden, 

die im ersten Kriegsjahr entstanden sind, wurden im Bericht auf rund 100 Mrd. Dollar geschätzt. Die 

Diskrepanz zwischen der Schadenssumme und dem Wiederaufbaubedarf ist auf das Build Back Better-

Prinzip zurückzuführen, das zur Schätzung des Wiederaufbaubedarfs angesetzt wurde. Dieses beinhaltet, 

dass beim Wiederaufbau nach einer Katastrophe nicht nur der Schaden unmittelbar behoben wird, 

sondern auch zukünftige Risiken berücksichtigt werden, um die langfristige Resilienz zu erhöhen (siehe 

auch die Definition in United Nations General Assembly 2016). In Hinblick auf den Wiederaufbau 

entfallen auf drei Bedarfssektoren zusammen rund fünfzig Prozent des Gesamtbedarfs: Transport (92 

Mrd. Dollar; 22 Prozent), Wohnungswesen (69 Mrd. Dollar; 17 Prozent) sowie Energie und 

Rohstoffgewinnung (47 Mrd. Dollar; 11 Prozent). Auch die Schätzungen des National Recovery Councils 

zeigen in diesen drei Sektoren den größten Investitionsbedarf auf.  

In der kurzen Frist beläuft sich laut Weltbank et al. der Bedarf auf knapp weniger als ein Drittel des 

Gesamtbedarfs, womit rund zwei Drittel des Gesamtbedarfs in der mittleren und langen Frist benötigt 

werden. Angesichts der Tatsache, dass die Kampfhandlungen auf ukrainischem Gebiet nach wie vor 

andauern, ist davon auszugehen, dass sich der Finanzbedarf für den Wiederaufbau seit Februar 2023 

weiter erhöht hat. Allerdings liegt zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie keine neue Kostenschätzung 

vor. 
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4.2.1 Kurzfristiger Wiederaufbaubedarf (Jahr 1 – Jahr 4) 

Laut National Recovery Council (2022a) ergibt sich in der kurzen Frist ein mittelfristiger 

Finanzierungsbedarf für den Wiederaufbau von Infrastruktur, Gebäuden und Produktionsstätten in Höhe 

von etwa 140 Mrd. Dollar. Weltbank et. al identifizieren rund 130 Mrd. Dollar als kurzfristigen 

Wiederaufbaubedarf. Prioritärer Bedarf wurde vor allem in den Bereichen Verkehr und Transport sowie 

Wohnen und Energie verortet. Weitere prioritäre Bereiche betreffen sozialen Schutz, Management von 

Explosionsrisiken (explosive hazard management: Minenräumung u. dgl.) und Landwirtschaft. Im Bereich 

des sozialen Schutzes handelt es sich dabei vor allem um Unterstützungsleistungen an die Bevölkerung 

in Form von Sozialtransfers (World Bank et al., 2023). 

4.2.2 Infrastruktur 

Laut den Schätzungen vom März 2023 (vgl. World Bank et al., 2023) entfällt der größte Teil im 

Infrastrukturbereich auf zerstörten Wohnraum, dessen Wiederherstellung eine kurzfristige hohe Priorität 

hat. An zweiter Stelle folgt in Hinblick auf den Finanzierungsbedarf die Wiederherstellung der 

Energiegewinnung sowie der Energieübertragung. Diese Infrastruktur ist zum einen wesentlich für die 

Versorgung der Bevölkerung und zum anderen eine Basis für die Wiederaufnahme der Produktion in der 

Ukraine. Es ist zu vermuten, dass die Februar Schätzung im Energie-Infrastrukturbereich geringer als 

tatsächlich ausfällt, zumal u. a. Wasserkraftwerke, besonders der Kachowka-Staudamm am Dnipro, im 

Juni zerstört wurden. An dritter und vierter Stelle folgen gemäß Schätzung des Finanzbedarfs die 

Wasserversorgung sowie kommunale Versorgungsinfrastruktur (etwa Abwasser- und Müllentsorgung). 

4.2.3 Transport und Logistik 

Im Zuge der kriegerischen Handlungen wurden zudem auch Verkehrsinfrastruktur und 

Logistikeinrichtungen zerstört oder zum Großteil unbrauchbar gemacht. Daher taxiert der Bericht vom 

März 2023 den kurzfristigen Wiederaufbaubedarf (2023–2026) auf rund 14 Mrd. Dollar. Davon sind 

sowohl überregionale als auch lokale Straßen betroffen, ebenso wie die Eisenbahn- und die 

Hafeninfrastruktur. Da bereits in der frühen Phase des Kriegs Hochseehäfen am Schwarzen Meer von 

russischen Angriffen betroffen waren, wurde ein Großteil des ukrainischen Exports auf den Landweg und 

die Binnenschifffahrt an der Donau umgeleitet. Aufgrund beschränkter Kapazitäten und des enormen 

Bedarfs an Getreide stieß das Transportsystem bald an seine Grenzen. So berichteten österreichische 

Unternehmen in der Metallbearbeitung und Stahlproduktion von Lieferengpässen für 

Vorleistungsprodukte aus der Ukraine, da der Getreidetransport priorisiert wurde. Hinzu kamen noch 
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verstärkt russische Angriffe auf ukrainische Donauhäfen und Eisenbahntransportinfrastruktur, sodass der 

Schaden aktuell noch größer ist als im Februar/März geschätzt. 

4.2.4 Produktion 

Neben der Zerstörung von Energie-, Verkehrs- und Logistikinfrastruktur, welche die Produktion und die 

Lieferungen erschwert, sind auch die Produktionsbetriebe selbst zerstört worden und dürften daher 

beim Wiederaufbau prioritär behandelt werden. Dies betrifft einerseits die landwirtschaftliche 

Produktion (Weltbank im März: 10 Mrd. Dollar) sowie Industrie- und Gewerbebetriebe (12 Mrd. Dollar). 

Hierbei entfällt auch ein Teil auf die Stahlproduktion, deren Wiederaufbau ressourcenintensiv ist und 

auch eine mittelfristige Dimension hat, etwa im Bereich des grünen Stahls, wie in Kapitel 5.1.2. näher 

ausgeführt. 

4.2.5 Mittelfristiger Wiederaufbaubedarf (Jahr 5 – Jahr 10)  

Während in der kurzen Frist die Herausforderung im unmittelbaren Wiederaufbau kritischer Infrastruktur 

liegt, wurde in der Literatur für die mittlere und lange Frist vornehmlich das Prinzip Build Back Better 

empfohlen. Es lässt sich somit nicht in allen Bereichen eine klare Abgrenzung zwischen den in diesem 

Kapitel mittel- und langfristigen Wiederaufbau und den im nächsten Kapitel behandelten 

Zukunftsfeldern ziehen. Der größte mittelfristige Investitionsbedarf ergibt sich laut Weltbank et al. (2023) 

in den Bereichen Transport (78 Mrd. Dollar), Energie-Infrastruktur (41 Mrd. Dollar) und dem 

Wohnungswesen (37 Mrd. Dollar).  

4.2.6 Transport 

Alle Unterbereiche, darunter Flugwesen, Straßen-, Bahninfrastruktur und in großem Maße die 

Hafeninfrastruktur, wurden schwer von Kriegshandlungen getroffen. Es ergibt sich daher auch in der 

mittleren und langen Frist noch ein großer Finanzbedarf – der größte im Vergleich zu den anderen in 

Weltbank et al. (2023) angeführten Kategorien. In der mittleren Frist sind vor allem Mittel zum 

Wiederaufbau und zur Modernisierung der Straßeninfrastruktur (Weltbank im März: rd. 42 Mrd. Dollar) 

und der Zug- und Schieneninfrastruktur (Weltbank im März: rd. 24 Mrd. Dollar) notwendig. Investitionen 

im kleineren Ausmaß sind im Bereich des Flugwesens, der Hafeninfrastruktur, den Privatfahrzeugen und 

des städtischen öffentlichen Verkehrs notwendig. Das Centre for Economic Policy Research (CEPR) 

schlägt in Gorodnichenko et al. (2022) im Unterschied zu Weltbank et al. vor, den Großteil der 

Infrastrukturinvestitionen in die Bahninfrastruktur zu lenken. Diese Analyse wird sich daher auf die 

Bahninfrastruktur beschränken, da auch besonders in diesem Bereich österreichische Stakeholder den 
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Wiederaufbau unterstützen könnten.12 Das ukrainische Schienennetz war vor dem Krieg mit 23.000 

Kilometern und über 1.700 Stationen (Gorodnichenko, 2022) das dreizehntgrößte der Welt. Neben der 

Behebung der Kriegsschäden stehen langfristig zwei zentrale Herausforderungen im Mittelpunkt: Zum 

einen die Erneuerung der veralteten Schienenfahrzeuge (mehr als 90 Prozent der Lokomotiven sind laut 

dem National Recovery Council [2022a] veraltet). Zum anderen stammt das Schienennetz aus 

Sowjetzeiten, die Spurweite in der Ukraine ist somit nicht mit dem europäischen Standard kompatibel 

(1.520 mm vs. 1.435 mm). Nicht zuletzt hat die unterschiedliche Spurweite während des Kriegs Probleme 

beim Export von Getreide bereitet. Auf lange Frist gilt es somit, das Schienennetz auszutauschen. Das 

würde den Anschluss an den europäischen Markt stark verbessern und die Nutzung der 

Schienennetzinfrastruktur durch Russland im Falle weiterer Angriffe ebenso stark erschweren. Auch 

Weltbank et al. (2023) heben in mittel- und langfristiger Hinsicht besonders die Bedeutung der Stärkung 

des westlichen Verkehrsanschlusses hervor, um die Anbindung an den europäischen Binnenmarkt zu 

verbessern. Die Europäische Union treibt seit Kriegsbeginn ebenfalls die Vereinheitlichung der 

Spurweiten verstärkt voran.13 Mit Blick auf das Ziel einer größeren Integration der Ukraine in Europa ist 

die Umstellung der Spurweite auf lange Sicht zentral.  

4.2.7 Energie  

Der zweitgrößte Finanzbedarf besteht im Energiesektor. Laut Weltbank et al. (2023) beträgt der 

Investitionsbedarf im Energiesektor der Ukraine nach dem Prinzip Build Back Better 47 Mrd. Dollar, wobei 

davon 41,3 Mrd. in der mittleren Frist (2027–2033) notwendig werden. Der bei Weitem größte Teil des 

Bedarfs im Energiesektor in der mittleren und langen Frist liegt im Bereich des Wiederaufbaus und der 

Modernisierung des Elektrizitätssektors (mehr als 34 Mrd. Dollar). Kleinere Summen sind in der mittleren 

Frist für den Wiederaufbau und zur Modernisierung der Gas-Infrastruktur, der Heizungssysteme und des 

Ölsektors notwendig. Wie von Weltbank et al. (2023) vorgeschlagen, sollte die Ukraine im mittel- und 

langfristigen Wiederaufbau die Dekarbonisierung des Elektrizitätssektors, die Erhöhung der 

Energieeffizienz und die Elektrifizierung der Industrie vorantreiben, um ihre Abhängigkeit zu reduzieren. 

 

12 So weist Österreich für die Produktgruppe (HS-2-Steller) Schienenfahrzeuge; Gleismaterial; mechanische Signalgeräte einen 

sehr hohen Spezialisierungsgrad auf, gemessen am RCA-Wert.  
13 EU (2022) COM (2022) 384: »Such differences in railway track gauge considerably restrict rail interoperability across the 

European Union as has been demonstrated by the current crisis in Ukraine and its problems in exporting grains by rail due to its 

different track gauge. It is therefore proposed, for all Member States with a land rail connection with other Member States, to 

include a requirement to develop all new TEN-T railway lines with a European standard nominal track gauge of 1 435 mm and 

also to develop a migration plan towards this European standard nominal track gauge for all existing lines of the European 

Transport Corridors.«, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52022PC0384 
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In Kapitel 5, den Zukunftsfeldern, folgt eine nähere Analyse des Elektrizitätssektors und des 

erneuerbaren Potenzials der Ukraine. 

4.2.8 Wohnungswesen 

Die Ukraine hat laut Weltbank et al. (2023) und dem National Recovery Council (2022a) einen erheblichen 

Investitionsbedarf im Wohnungswesen. Weltbank et al. schätzen den Gesamtbedarf im Wohnungswesen 

auf 68,6 Milliarden Dollar, wovon 37,1 Milliarden in mittlerer und langer Frist benötigt werden. Dazu 

kommen laut den Schätzungen in der mittleren und langen Frist weitere vier Milliarden im Bereich der 

kommunalen Dienstleistungen (Abfallmanagement, öffentliche Infrastruktur, Sportanlagen usw.) sowie 

weitere 3,3 Milliarden für die Wasser- und Abwasserversorgung. Gemäß Weltbank et al. (2023) muss 

neben der kurzfristigen, dringenden Behebung erheblicher Schäden auf mittlere bis lange Sicht vor allem 

der große Bestand veralteter und energieineffizienter Gebäude aus der Sowjetära saniert werden (über 

90 Prozent der Häuser wurden vor 1991 erbaut, siehe Gorodnichenko et al. 2022). Im Bereich der Wasser- 

und Abwasserversorgung besteht das langfristige Ziel darin, die Nachhaltigkeitsziele der UN (SDG 6: 

Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen) sowie die Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie zu 

erreichen, was erhebliche Investitionen erfordert. Laut Weltbank et al. (2023) muss zusätzlich die 

administrative Ebene in diesen Bereichen reformiert werden, um die Investitionsströme effizient zu 

lenken. 

Darüber hinaus stellt der Austausch von Heizungssystemen angesichts der Ziele zur Klimaneutralität und 

zur Reduzierung der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffimporten eine zentrale Herausforderung dar 

(80 Prozent der Haushalte sind auf die zentrale Gasversorgung angewiesen: Gorodnichenko et al. 2022). 

Weltbank et al. (2023) sehen für die Heizungssysteme einen Investitionsbedarf von rund 1,7 Mrd. Dollar 

in der mittleren Frist.14 

4.3 Relevante österreichische Stärkenfelder des Wiederaufbaus 

Wie erwähnt, wird sich der Wiederaufbaubedarf auf die Infrastruktur, und zwar von Wohnen über Energie 

und Transportwege bis hin zu Logistikanlagen konzentrieren. Im Warenbereich, wie in Kapitel 4.1 

(Abbildung 8) ersichtlich, trifft der Bedarf an Gütern speziell auf österreichische Spezialisierungen, was 

etwa die Metallverarbeitung und Erzeugnisse aus Eisen und Stahl, insbesondere auch im Bereich der 

Schienen, Lagerhallen sowie Brückenbauten, betrifft. Aus österreichischer Sicht sollte hinsichtlich des 

Wiederaufbaus daher auf Produzenten dieser Produktgruppen fokussiert werden. Darüber 

 

14 Die rund 1,7 Mrd. Dollar sind bei Weltbank et al. (2023) eine Subkategorie des Energie-Investitionsbedarfs.  
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hinausgehend bestehen – auf Ebene der Branchen betrachtet (siehe Abbildung 9) – auch in den 

Bereichen Logistik (Lagerei und sonstige Dienstleistungen im Verkehr) sowie Baugewerbe und Planung 

von Infrastruktur (freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen) ausgeprägte 

Spezialisierungen der österreichischen Volkswirtschaft. Dies betrifft insbesondere Planungsunternehmen 

und Projektbüros, die über ihre Netzwerke auch weitere österreichische Unternehmen – etwa in der 

Bauwirtschaft – einbinden können. Daneben verfügt Österreich zudem über einen komparativen Vorteil 

im Bereich der Grünen Patente im Baugewerbe sowie im Abwasser- und Abfallsektor, wie in einer Policy 

Note von EcoAustria (Bittó et al. 2023) dargestellt.  

Auch im Bereich des Aufbaus von Transportkapazitäten sind österreichische Spezialisierungen in 

Branchen wie Kraftfahrzeuge und Schienenfahrzeuge von hoher Relevanz beim Wiederaufbau der 

Ukraine.  

Besonderes Augenmerk verdient im Aufbau von Produktionsanlagen ferner auch der 

Spezialmaschinenbau (Maschinen, mechanische Geräte und Teile davon) sowie Unternehmen, die mit 

ihren Produkten auch Stahlproduktion und Bergwerksunternehmen beliefern, da diese bedeutend zum 

Aufbau der Produktionskapazitäten beitragen können. 

Letztendlich hat die vorhergehende Analyse auch gezeigt, dass österreichische Unternehmen nach wie 

vor in der Ukraine tätig sind (Papier & Pappe, Verpackungen, Landwirtschaft, Sportartikel etc.) und 

ebenso Unterstützung beim Ausbau ihrer dortigen Kapazitäten benötigen. So wurde auch in Gesprächen 

von Unternehmen betont, dass es Pläne zum Ausbau der Kapazitäten vor Ort gibt, um vom Wachstum 

in Folge des Wiederaufbaus der Ukraine profitieren zu können. Dies würde direkt die Produktion der 

Ukraine erhöhen und damit die Schaffung von Arbeitsplätzen vor Ort begünstigen. 

Neben der Notwendigkeit, dass der Krieg beendet wird und die Grenzen der zukünftigen Ukraine 

feststehen, sehen die Unternehmen vor Ort Hemmnisse, die nur zum Teil durch österreichische Initiativen 

beseitigt werden können. Dazu zählen etwa die Bekämpfung der Korruption und die Förderung der 

Rechtsstaatlichkeit, aber auch die Unklarheit, wie viele Geflüchtete tatsächlich in die Ukraine 

zurückkehren werden und wie groß der Markt sein wird. Der Internationale Währungsfonds (IMF 2017) 

zeigt, dass die Ukraine unabhängig vom Korruptionsindikator und unabhängig von der Datenquelle ein 

hohes Maß an Korruption aufweist. Zum Beispiel erzielte die Ukraine im Corruption Perception Index 

2022 lediglich 33 von 100 möglichen Punkten.15 Nichtsdestotrotz hat sich die Ukraine in allen 

Korruptionsindizes, die vom IMF (2017) analysiert wurden, seit 2013 um 30 bis 60 Prozent verbessert 

 

15 https://www.transparency.org/en/cpi/2022/index/ukr  

https://www.transparency.org/en/cpi/2022/index/ukr
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(Gorodnichenko et al., 2022). Die Ukraine bleibt aber auf niedrigem Niveau, was eine der zentralen 

Herausforderungen beim Wiederaufbau sein wird. Verschiedene Korruptionsprobleme und mögliche 

Lösungsansätze werden in Gorodnichenko et al. (2022), der OECD (2022a) sowie im National Recovery 

Council (2022b) näher beleuchtet.  

Allerdings betonten Unternehmen auch ihre Befürchtungen, hinter ihre MitbewerberInnen aus anderen 

Ländern (vor allem auch EU-Staaten) zurückzufallen, da diese Länder bereits höhere 

Unterstützungsvolumina in Form von Absicherungen ihrer Exportunternehmen zugesagt haben, wovon 

die Konkurrenz profitieren könnte. Betriebswirtschaftlich – ohne Übernahme von Teilen des Risikos durch 

staatliche oder internationale Garantiegeber – ist ein Export aktuell und auf absehbare Zeit sehr riskant 

und damit kaum finanzierbar. Aus ökonomischer Sicht ist es zum jetzigen Zeitpunkt jedoch ein hohes 

Risiko, staatliche Garantien für Lieferungen österreichischer Unternehmen zu erteilen, da die 

Wahrscheinlichkeit einer Zerstörung durch Kriegseinwirkung gegeben ist. VertreterInnen der Ministerien 

geben in diesem Punkt auch zu bedenken, dass dieses Risiko kein klassischer Fall einer 

Exportversicherung ist, sondern vielmehr in höherem Ausmaß entweder durch die öffentliche Hand oder 

– in der bevorzugten Variante – durch eine internationale Gläubigergemeinschaft getragen werden 

sollte. Hier könnten auch gemeinsame Initiativen mehrerer europäischer Exportkreditagenturen oder 

eine gemeinsame EU-Exportabsicherung sinnvoll sein, um das Risiko für einzelne Staaten abzufedern 

und gleichzeitig europäische Produzenten zu unterstützen.  

Andererseits, so betonten etwa einige Unternehmensvertreter- und vertreterinnen und die 

Außenwirtschaft Austria sowie die Botschaft, hat „das Rennen“ bereits begonnen und die 

Ausschreibungen sind bereits verfügbar. Dies trifft allerdings vornehmlich auf kleinere Projekte zu, da 

internationale Finanzinstitutionen und die EU zwar Mittel zugesagt haben, die jedoch für Einzelprojekte 

noch nicht freigegeben sind. Außerdem befindet sich die EU-Ukraine-Fazilität noch in Ausarbeitung, 

weshalb es noch zu früh ist, um in diesen Bereichen konkrete Aussagen zu formulieren. Es wurde jedoch 

von einigen Unternehmen die Befürchtung geäußert, dass durch die abwartende Haltung den 

MitbewerberInnen ein Vorsprung zuteil wird, der durch spätere Aktivitäten nicht mehr aufgeholt werden 

kann. Es ist aus Sicht der Befragten jedoch notwendig, Vorbereitungen zu treffen, damit österreichische 

Unternehmen im Fall größerer Ausschreibungen bzw. der Beendigung von Kriegshandlungen bereits auf 

ein Set an Unterstützungsmöglichkeiten zurückgreifen können. 

Als Russland im Februar 2022 die Ukraine angriff, wurde umgehend die Haftung für Russland, die 

Ukraine und Weißrussland ausgesetzt. Im Lauf der folgenden Monate wurden die Bestimmungen 

hinsichtlich der Ukraine wieder gelockert. Mittlerweile ist es wieder möglich, Liefergeschäfte in die und 
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Beteiligungen in der Ukraine im Umfang von bis zu fünf Millionen Euro mit einer maximalen Laufzeit von 

drei Jahren zu besichern (OeKB, 2023). Das Transferrisiko bei Liefergeschäften ist aktuell gedeckt, jenes 

bei Direktinvestitionen nicht. Andere EU-Staaten haben bereits Initiativen angekündigt, die umfangreich 

und auf die Ukraine fokussiert sind (vgl. Box 1 »Nationale Vergleichsinitiativen von Investitions- und 

Exportgarantien für die Ukraine«). 

Box 1: Nationale Vergleichsinitiativen von Investitions- und Exportgarantien für die 

Ukraine 

Dänemark 

Dänemark hat in den Jahren 2022 und 2023 ca. 94 Mio. Euro an Garantien für die Ukraine gewährt. 

Grundsätzlich bewilligt Dänemark Garantien für die Ukraine auf Einzelfallbasis. Es wurden 

Zusatzmittel für Handelsgarantien mit der Ukraine in der Höhe von rund 130 Mio. bereitgestellt, 

welche vom dänischen Export- und Investitionsfonds (EIFO) im Auftrag des dänischen Staates 

verwaltet werden. Der Fonds hat in erster Linie die Aufgabe, kritische Infrastrukturen wie Wasser-, 

Wärme- und Stromversorgung wiederherzustellen sowie den Export von dänischen 

landwirtschaftlichen Geräten zu unterstützen. Die Hälfte dieser Mittel ist für private ukrainische 

KäuferInnen vorgesehen, während die andere Hälfte für öffentliche ukrainische KäuferInnen zur 

Verfügung steht (Ministry of Foreign Affairs of Denmark, 2023). 

Deutschland 

In Deutschland gibt es sowohl Investitions- als auch Exportgarantien für die Ukraine. Der Bestand 

an Investitionsgarantien Deutschlands in der Ukraine belief sich am 31. Dezember 2022 auf 300 

Mio. Euro. Die Entscheidung über Investitionsgarantien in der Ukraine wird in Deutschland auf 

Einzelfallbasis getroffen. Im August 2023 wurde bekannt gegeben, dass ab diesem Zeitpunkt 

Investitionsgarantien nicht nur Eigentumsschäden bis zum vollständigen Verlust abdecken, 

sondern auch Konvertierungs- und Transferrisiken für Zinszahlungen auf beteiligungsähnliche 

Darlehen. Zusätzlich entfallen bis 2025 die Antragsgebühren für Anträge im Zusammenhang mit 

der Ukraine (BMWK 2023a). 

Im Juni 2023 wurde bekannt gegeben, dass im Zusammenhang mit Exportgarantien ab diesem 

Zeitpunkt eine regelbasierte Prüfung anstelle einer Einzelfallprüfung durchgeführt wird. Darüber 

hinaus wurde die Deckungspolitik für die Ukraine ab diesem Zeitpunkt normalisiert und es sind 
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keine Banksicherheiten mehr erforderlich. Es bestehen Deckungsmöglichkeiten innerhalb eines 

Plafonds in Höhe von 250 Mio. Euro, wobei eine Orientierungsgröße von zehn Millionen für den 

Auftragswert pro Einzelgeschäft gilt (BMWK 2023b). 

Frankreich 

Frankreich hatte bis Februar 2023 Exportgarantien in Höhe von 1,2 Mrd. Euro für die Ukraine 

übernommen (Présidence de la République 2023). Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference 

im Juni 2023 kündigte die französische Außenministerin die Einrichtung eines 

Versicherungsmechanismus an, der Investitionen in der Ukraine gegen kriegsbedingte Risiken über 

die öffentliche französische Investitionsbank (BPI) absichern soll (Ministère de l’Europe et des 

Affaires étrangères 2023). Laut einer Pressemitteilung der ukrainischen Regierung wurde die 

Ankündigung bereits konkretisiert, dass bis zu 95 Prozent der Vermögens- oder Forderungsverluste 

des Anlegers/der Anlegerin abgedeckt werden sollen (Ministry of Economy of Ukraine 2023).  

Italien 

Im April wurde im Zuge einer Pressekonferenz verlautbart, dass Italiens Exportgarantieagentur Sace 

die Deckungspolitik mit der Ukraine wiedereröffnet und neben einer Kreditlinie von 500 Mio. Euro 

eine weitere Milliarde an Sicherheitsgarantien für die Ukraine bereitstellt. Diese soll insbesondere 

in die Gesundheitsversorgung und Infrastruktur fließen (Ryabchi 2023). 

 

In Gesprächen wurde betont, dass das Exportgarantiesystem ein Versicherungssystem des Staates im 

Rahmen der Regeln der WTO, der OECD und der EU darstellt und der Fall der Ukraine insofern speziell 

ist, als das Risiko sehr hoch und konzentriert ist. Eine starke Ausweitung und umfangreiches Ausrollen 

der Deckung würde eine zu hohe potenzielle Belastung des Budgets mit sich bringen. Zudem 

bezweifelten Gesprächspartner die tatsächlichen Auswirkungen auf die Unternehmen in diesen Staaten. 

Aus diesem Grund wurde unter anderem vorgeschlagen, innerhalb des institutionellen und gesetzlichen 

Rahmens eine neue gesetzliche Grundlage zu schaffen, die es erlaubt, in einem getrennten 

Rechnungskreis Risiken bzgl. des Wiederaufbaus der Ukraine zu verbuchen. Die Rahmenbedingungen 

müssten aber erst geschaffen werden. Aus Sicht der Gesprächspartner wäre es jedoch sinnvoll, das 

institutionelle Setup der Ausfuhrförderung zu nutzen und keine neue Institution zu schaffen, da das 

bestehende Setup den Unternehmen bekannt und bereits einsatzfähig ist.  



 

B E I T R A G  Ö S T E R R E I C H I S C H E R  U N T E R N E H M E N  Z U M  W I E D E R A U F B A U  I N  D E R  U K R A I N E  

 36 

 

Neben der Unterstützung durch Exportgarantien wurden in einigen europäischen Ländern bereits 

Regierungskoordinatoren eingesetzt, welche die Agenden im Zusammenhang mit dem ukrainischen 

Wiederaufbau und der Unterstützung der Unternehmen im jeweiligen Land akkordieren. Diese sind in 

Box 2 (Nationale Regierungskoordinatoren für den Wiederaufbau der Ukraine) kurz dargestellt.  

Box 2: Nationale Regierungsbeauftragte für den Wiederaufbau der Ukraine  

Mehrere Regierungen in Europa haben in diesem Jahr erstmals nationale Regierungsbeauftragte 

für den Wiederaufbau in der Ukraine ernannt, die in der Regel im Außenministerium angesiedelt 

sind. Ihre Aufgabengebiete unterschieden sich, soweit ermittelbar, insofern, als manche 

Regierungsbeauftragte ausschließlich für die Koordinierung des Wiederaufbaus der nicht-

staatlichen Wirtschaftsakteure zuständig waren, andere aber auch für die interministerielle 

Koordinierung. 

In Frankreich wurde am 6. März 2023 Pierre Heilbronn von Präsident Emmanuel Macron zum 

ersten Sonderbeauftragten für Soforthilfe und Wiederaufbau in der Ukraine ernannt. Er ist dem 

Außenministerium unterstellt (Bensoussan 2023).  

In Italien wurde im Rahmen der Recovery Conference 2023 vom Außenminister bekannt gegeben, 

dass der ehemalige italienische Botschafter in der Ukraine, Davide La Cecilia, als erster 

Sonderbeauftragter für den Wiederaufbau in der Ukraine ernannt wird (Ministry of Foreign Affairs 

and International Cooperation 2023).  

Am 12. Jänner 2023 wurde Tomáš Kopečný in Tschechien als erster Regierungsbeauftragter für den 

Wiederaufbau in der Ukraine ernannt. Er ist formell dem Außenministerium zugeordnet, unterliegt 

jedoch bewusst keiner Ministeriumsagenda, um die Ministerien miteinander verbinden und nach 

außen mit einer Stimme sprechen zu können. Sein Aufgabenbereich umfasst die Koordination der 

tschechischen Hilfe für die Ukraine in den Bereichen Wiederaufbau, Verteidigung, Wirtschaft und 

humanitäre Hilfe. Zuvor war er stellvertretender Leiter für industrielle Zusammenarbeit im 

Verteidigungsministerium (Government of the Czech Republic 2023).  

Im April 2023 wurde erstmals in den Niederlanden ein Sonderbeauftragter für Wirtschaft und 

Wiederaufbau in der Ukraine im Außenministerium ernannt. Die Position wird derzeit von Roderick 

van Schreven ausgeübt. Der Aufgabenbereich in den Niederlanden konzentriert sich auf die 
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Unterstützung des niederländischen Wirtschaftssektors beim Wiederaufbau der Ukraine 

(Government of the Netherlands 2023).  

Die Premierministerin Finnlands gab laut der nationalen Rundfunkanstalt Ende August bekannt, 

dass im Außenministerium eine Fachkraft zur Koordination der finnischen Beteiligung am 

Wiederaufbau ernannt werden soll, was seither noch nicht geschehen ist (Hakahuhta 2023).  

In Deutschland wurde vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung im März 2023 eine Plattform zum Wiederaufbau der Ukraine eingerichtet, welche die 

nichtstaatlichen Akteure des Wiederaufbaus vernetzen soll.16 Dabei handelt es sich zwar nicht um 

eine Koordinationsstelle im eigentlichen Sinn, sie ist jedoch ein alternativer Ansatz, um 

Anstrengungen zu bündeln.  

Auf internationaler Ebene wurde zur Koordination im Jänner 2023, nach Vorantreiben der G7, die 

Multi-Agency Donor Coordination Plattform for Ukraine17 ins Leben gerufen. Über diese 

koordinieren die EU, die G7, die UN, die ukrainische Regierung und die internationalen 

Finanzinstitutionen die Investitionen in die Ukraine. 

 

Um die Anstrengungen aller Ministerien gezielt zu bündeln und mit dem Ziel, Synergien zu erzielen, 

könnte auch in Österreich eine Koordinationsstelle eingerichtet werden. Dabei bedarf es nicht der 

Gründung einer neuen Institution (das wurde in mehreren Gesprächen mit Vertretern von Unternehmen 

sowie Ministerien betont), vielmehr sollte diese Einrichtung die existierenden Stellen und Gremien zur 

Unterstützung der österreichischen Unternehmen für den Wiederaufbau der Ukraine vernetzen und 

koordinieren. Ein Vorschlag hierzu wird in den Handlungsempfehlungen im Punkt 

6.3. Regierungskoordinationsstelle für den Wiederaufbau in der Ukraine skizziert. 

Zusammenfassend werden in den folgenden beiden Abbildungen österreichische Spezialisierungen auf 

Branchenebene den Wiederaufbauprioritäten in der kurzen (Abbildung 10) und mittleren Frist 

(Abbildung 11) gegenübergestellt. Dabei wurden die 44 Branchen zu den Wiederaufbaubereichen 

thematisch zugeordnet und bekamen die Ziffer 1 zugewiesen, wenn eine bestimmte Branche für einen 

bestimmten Wiederaufbaubereich relevant ist; die Zuweisung von 0 erfolgte, wenn dies nicht der Fall 

 

16 https://www.ukraine-wiederaufbauen.de/ukraine  
17 https://coordinationplatformukraine.com/  

https://www.ukraine-wiederaufbauen.de/ukraine
https://coordinationplatformukraine.com/
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war. Danach wurde die Bedeutung des einzelnen Bereichs (z. B. Transport) in der kurzen und mittleren 

Frist bestimmt. Die Bedeutung wurde am Wiederaufbau des Bereichs als Anteil am gesamten 

Wiederaufbaubedarf bestimmt. Durch Multiplikation des Prozentsatzes mit 0 oder 1 ergibt sich dann die 

Bedeutung der Branche im spezifischen Wiederaufbaubereich, gemessen am Gesamtvolumen. Summiert 

man die Bedeutung der Branche über die einzelnen Wiederaufbaubereiche, so ergibt sich pro Branche 

ein Prozentsatz, der höher ist, wenn die Branche für viele Wiederaufbaubereiche von Bedeutung ist 

(Maximum: 100 Prozent) und niedriger, wenn nicht (Minimum: 0 Prozent). Zuletzt wurde die Bedeutung 

der einzelnen Branche für den kurz- bzw. mittelfristigen Wiederaufbau ihren Spezialisierungskennzahlen 

(gemäß RCA-Werten) gegenübergestellt.  

Abbildung 10: Österreichische Spezialisierungen und Wiederaufbau in der Ukraine (kurzfristig; Jahr 1 & 2 nach Ende der 

Kampfhandlungen) 

 

Abbildung 10 stellt die Bedeutung österreichischer Branchen für den kurzfristigen Wiederaufbau ihrer 

Spezialisierung im internationalen Handel gegenüber. Dabei werden nur Branchen betont, die einen 

RCA-Wert von 1 oder höher aufweisen. Ebenso wird eine untere Grenze bei der Bedeutung eingezogen, 

20 Prozent des gesamten Wiederaufbauvolumens sollen theoretisch zumindest von dieser Branche 

bedient werden können. Das Ergebnis ist ein blaues Rechteck, in dem Branchen ausgewiesen werden, 

die bedeutend für den Wiederaufbau sein können und im internationalen Handel wettbewerbsfähig 
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sind. Zu den kurzfristig relevanten Branchen im Wiederaufbau zählen somit die Branchen Holz- und 

Holzerzeugnisse, das Baugewerbe, die Branche Papier und Pappe, Lagerei und Logistik, 

Metallerzeugnisse, der Spezialmaschinenbau, elektrische Ausrüstungen, freiberufliche, wissenschaftliche 

und technische Dienstleistungen, Gummi- und Kraftstofferzeugnisse, sowie Chemikalien und chemische 

Erzeugnisse.  

Abbildung 11: Österreichische Spezialisierungen und Wiederaufbau in der Ukraine (mittelfristig; Jahr 3 & 4 nach Ende der 

Kampfhandlungen) 

 

Ein Blick auf Abbildung 11 stellt die Bedeutung österreichischer Branchen für den mittelfristigen 

Wiederaufbau ihrer Spezialisierung im internationalen Handel gegenüber. Wiederum zeigt sich auch hier 

ein ähnliches Muster, wobei die Bedeutung der bereits kurzfristig weniger wichtigen Branchen im Schnitt 

geringer ist.  

Es ergibt sich ein relativ eindeutiges Bild – sowohl kurzfristig als auch mittelfristig. Gerade in Branchen 

der industriellen und gewerblichen Fertigung, die zu den Stärken im österreichischen Branchenspektrum 

zählen, aber auch im Bereich der Planung und Errichtung von Infrastruktur (Baugewerbe und 

freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen) bestehen in Österreich günstige 

Voraussetzungen, einen direkten oder indirekten (über weitere Handelspartner) Beitrag zum 

Wiederaufbau der Ukraine leisten zu können.  
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5 .  ZUKUNFTSFELDER UND ÖSTERREICHISCHE STÄRKE N  

5.1 Zukunftsfelder 

Im Folgenden werden Zukunftsfelder im Zusammenhang mit der Ukraine vorgestellt und 

österreichischen Stärken und Spezialisierung gegenübergestellt. Unter Zukunftsfeldern verstehen wir im 

Kontext dieser Studie Bereiche, die aufgrund aktueller langfristiger Herausforderungen (Bekämpfung des 

Klimawandels) bzw. aktueller Trends (Digitalisierung) wichtig sind und deren Bewältigung über den 

Wiederaufbau im eigentlichen Sinne hinausgeht. Im Bereich der Bekämpfung des Klimawandels sind 

insbesondere Fragen der künftigen nachhaltigen Energiegewinnung und nachhaltigen Produktion 

(grüne Produktion) relevant, die Digitalisierung selbst ist eine weitere langfristige Herausforderung, die 

Behörden, Unternehmen und BürgerInnen gleichermaßen betrifft. 

5.1.1 Energie 

Die Ukraine war 2020 eines der energieintensivsten Länder der Welt, gemessen an der Energieintensität 

des BIP (0,25 toe/1000 USD PPP) – über doppelt so intensiv wie der weltweite Durchschnitt (0,11 

toe/1000 USD PPP) (IEA 2020). Die Gründe liegen zum einen im Industriemix, zum anderen aber auch in 

der niedrigen Energieeffizienz (Gorodnichenko et al. 2022). Im Jahr 2020 stammten 26 Prozent des 

gesamten Energieangebots (TES)18 aus der Kohleerzeugung, 28 Prozent aus Gas, 23 Prozent aus 

Kernenergie und 16 Prozent aus der Ölerzeugung. Jeweils ein Prozent des Gesamtenergieangebots kam 

2020 aus Wasserkraft und Solarenergie/Wind, fünf Prozent aus Biokraftstoffen und Abfällen (IEA 2022). 

Diese Zahlen zeigen, dass die Ukraine erst begonnen hat, ihr erneuerbares Potenzial zu nutzen. Vor dem 

Krieg war die Ukraine ein Nettoexporteur von Elektrizität, musste jedoch insgesamt Energie importieren. 

Insbesondere fossile Brennstoffe mussten importiert werden. Im Jahr 2020 wurden 70 Prozent des 

Ölverbrauchs, 30 Prozent des Erdgases und 45 Prozent der Kohle importiert (EIA 2021). Russland war 

einer der Hauptlieferanten von fossilen Brennstoffen (rund ein Viertel des inländischen Kohleverbrauchs 

und mehr als 50 Prozent des Öls wurden direkt oder indirekt aus Russland importiert [Zagoruichyk et al. 

2023]). Diese Zahlen machen deutlich, dass ein zentrales Instrument zur Erreichung größerer 

Unabhängigkeit die Elektrifizierung der Industrie sowie der Ausbau erneuerbarer Energien ist. 

Investitionen in erneuerbare Energien führen als Nebeneffekt zu einer größeren Dezentralisierung und 

somit zu einer geringeren Empfindlichkeit gegenüber kurzfristigen Störungen. 

 

18 Total Energy Supply (TES), definiert das Gesamtenergieangebot für alle Tätigkeiten auf dem Staatsgebiet der Ukraine (inklusive 

der Importe, exklusive der Exporte).  
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Eine Herausforderung in der langen Frist ab 2040 (nach dem Wiederaufbau) besteht im Auslaufen vieler 

Atomreaktoren in der Ukraine. Der fehlende Strom muss daher nach und nach entweder durch neue 

Atomreaktoren oder durch erneuerbare Energien ersetzt werden (Gorodnichenko et al. 2022; Weltbank 

et al. 2023). Des Weiteren strebt die Ukraine eine Aufnahme in die Europäische Union und somit 

langfristig eine Klimaneutralität bis 2050 an. Es ist geplant, dass das MRV-System (Monitoring, Reporting, 

Verification) des EU Emmissionshandelssystem (ETS) bis 2025 voll funktionsfähig ist (UNECE 2023). Der 

Beitritt zum EU-ETS würde die Elektrifizierung der energieintensiven Industrie und somit die Nachfrage 

nach erneuerbaren Energien weiter erhöhen. 

Die mittel- und langfristige Herausforderung im Energiesektor der Ukraine besteht somit darin, die 

Energieeffizienz zu erhöhen, um die Energieintensität zu senken, die Abhängigkeit und 

Störungsanfälligkeit durch ein dezentraleres erneuerbares Energiesystem zu verringern und die 

Integration und Annäherung an die EU und somit an den Europäischen Green Deal zu ermöglichen, 

einschließlich der Klimaneutralität bis 2050. 

Das technische Kapazitätspotenzial erneuerbarer Energien in der Ukraine ist groß. Es beläuft sich laut 

dem Institut für erneuerbare Energien der Nationalen Akademie der Wissenschaften der Ukraine, 

berechnet in Kudria (2020), auf 82 GW Solarkapazität, 688 GW Windkapazität, 0,376 GW 

Kleinwasserkraftkapazität, 10,8 GW Geothermie und 92 GW Biomasse. Zur Illustration und zum Vergleich: 

Mit Ende 2022 waren in Österreich 14,9 GW Wasserkraftkapazität, 3,56 GW Windkraftkapazität und 3,8 

GW Photovoltaikkapazität installiert (BMK 2023).19 

Auch bei zusätzlicher Beschränkung des technischen Potenzials durch wirtschaftliche Aspekte, somit 

dem Einbeziehen der Kosten der Erschließung, besteht laut IRENA et al. (2017) erhebliches 

kostenkompetitives erneuerbares Potenzial in der Ukraine.20 Laut IRENA et al. (2017) hat die Ukraine 

technisch und kostenkompetitiv (im Niedrigkapitalkostenszenario) das größte ungenutzte Potenzial für 

erneuerbare Energien in Südosteuropa. Unter Berücksichtigung von Ressourcenintensität, 

Bevölkerungsdichte und Topografie eigne sich beinahe das gesamte Staatsgebiet theoretisch zur 

Produktion von erneuerbaren Energien. Allerdings sind die südöstlichen Gebiete der Ukraine – somit die 

aktuell okkupierten – tendenziell jene mit dem höheren erneuerbaren Potenzial (IRENA et al. 2017; 

Sukurova et al. 2023; Kudria 2020). 

 

19 Hierbei handelt es sich lediglich um einen Vergleich der maximalen Leistungsfähigkeit der Kraftwerke ohne Bezug zur 

tatsächlich erzeugten Energie. 
20 Unter der aus heutiger Sicht optimistischen Annahme, dass sich die gewichteten durchschnittlichen Kapitalkosten (WACC) der 

Ukraine im Jahr 2030 aufgrund von politischen und regulatorischen Reformen dem EU-Durchschnitt von sechs bis zehn Prozent 

angeglichen haben, beträgt das geschätzte zusätzliche kostenkompetitive Potenzial im Jahr 2030 für Windkraft rd. 319 GW, für 

Solar PV 53 bis 69 GW, für Wasserkraft fünf GW und für Biomasse rund 1,7 GW (IRENA et al. 2017).  
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Zusammengefasst kann festgestellt werden, dass es erhebliche kostenkompetitive Potenziale für 

erneuerbare Energien in der Ukraine gibt und die zukünftige Nachfrage nach diesen Potenzialen hoch 

sein wird.21  

5.1.2 Green Economy 

Wie aus der vorangegangenen Analyse hervorgeht, ist die ukrainische Wirtschaft stark von fossilen 

Brennstoffen abhängig und von Energieineffizienz geprägt. Besonders energieintensive Sektoren, die 

stark von fossilen Importen aus Russland abhängig sind, sind die Eisen- und Stahlindustrie sowie die 

Chemieindustrie (Düngemittelproduktion). 

Historisch gesehen zählte die Stahlindustrie zu den wichtigsten Exportsektoren der Ukraine. Vor dem 

Krieg trug die Stahlindustrie, einschließlich der Vorindustrie, immer noch etwa zwölf Prozent (fünf 

Prozent direkte Effekte, sieben Prozent indirekte und induzierte Effekte) zum BIP des Landes bei (GMK 

2019). Über eine halbe Million Personen waren in der Stahlindustrie beschäftigt. Ein großer Teil der 

Stahlindustrie wurde jedoch im Zuge des Kriegs stark getroffen, so wurden zwei Stahlwerke in Mariupol 

(Azovstal und Illicha), die zusammen für vierzig Prozent der Stahlkapazität des Landes verantwortlich 

waren, zerstört (Gorodnichenko 2022; Weltbank et al. 2023).22 Eine zentrale Herausforderung in der 

mittleren Frist ist somit der Wiederaufbau des Sektors. Eine weitere Herausforderung stellt die 

Einführung des CO2-Grenzausgleichssystems in der EU (CBAM) bzw. langfristig die Aufnahme in die EU 

und somit die Erreichung der Klimaneutralität bis 2050 dar. Besonders im Hinblick auf die Entwicklung 

von grünem Stahl in der EU könnte ein zu später Umstieg des ukrainischen Stahlsektors langfristig einen 

Wettbewerbsnachteil bedeuten. Daher ist die frühzeitige Umstrukturierung der Produktion hin zu 

grünem Stahl von zentraler Bedeutung. Eine der vielversprechendsten Methoden zur Reduzierung der 

Emissionsintensität von Stahl ist die Verwendung von Wasserstoff in der Produktion (DR/EAF-Prozess).23 

Auch der ukrainische Wiederaufbauplan (National Recovery Council 2022a) sieht Investitionsbedarf im 

Stahl- und Metallsektor, insbesondere den Bau von H2-kompatiblen DRI/HBI- und EAF-Modulen zur 

grünen Stahlerzeugung. Die Ukraine weist, wie folgend näher erläutert, einen Wettbewerbsvorteil in der 

 

21 Hohe zukünftige Nachfrage aufgrund der äußerst energieintensiven Wirtschaft, des Auslaufens der Atomreaktoren, der 

Dekarbonisierung einer auf fossilen Energien basierenden Wirtschaft (EU-Beitritt/Beitritt zum EU-ETS) und aufgrund des Ziels, 

die Unabhängigkeit zu stärken. 
22 Die Zerstörung dieser zwei Stahlwerke macht allein rund 75 Prozent des Gesamtschadens im Industrie- und Kommerzsektor 

im ersten Kriegsjahr (bis Februar 2023) aus.  
23 Eine kurze, simple Beschreibung des technischen Prozesses kann unter folgendem Link abgerufen werden: UNECE 

Technology Brief, Carbon Neutral Energy Intensive Industries, https://unece.org/sustainable-energy/cleaner-electricity-

systems/carbon-neutral-energy-intensive-industries 

https://unece.org/sustainable-energy/cleaner-electricity-systems/carbon-neutral-energy-intensive-industries
https://unece.org/sustainable-energy/cleaner-electricity-systems/carbon-neutral-energy-intensive-industries


 

B E I T R A G  Ö S T E R R E I C H I S C H E R  U N T E R N E H M E N  Z U M  W I E D E R A U F B A U  I N  D E R  U K R A I N E  

 43 

 

Wasserstoffproduktion auf: Gemeinsam mit ihrer langjährigen Erfahrung in der Produktion und im 

Export von Stahl bietet sie eine ideale Grundlage für die Erzeugung von grünem Stahl. 

Der Wettbewerbsvorteil der Ukraine bei der Erzeugung von grünem Wasserstoff ergibt sich aus zwei 

Faktoren: das große Potenzial für erneuerbare Energie, welches im vorherigen Kapitel näher dargestellt 

wurde, und die gut ausgebaute Gasinfrastruktur. Inwieweit die Gas-Pipelines technisch tatsächlich für 

den Wasserstofftransport geeignet sind, ist offen. Sukurova et al. (2023) gehen davon aus, dass 

besonders das Alter des Netzwerks, die verwendeten Materialien und die Kriegsschäden eine 

umfassende Modernisierung und somit Investitionen erforderlich machen würden. Darüber hinaus gibt 

es große Gasspeicher in der Ukraine, die nach einer Umrüstung auch für Wasserstoff genutzt werden 

könnten. Diese liegen allerdings weit von den optimalen Wasserstoffproduktionsstandorten und 

möglichen Exportrouten entfernt, was zu hohen Transportkosten führen kann (Sukurova et al. 2023).24 

Sozialpolitische Herausforderungen der Wasserstoffproduktion in der Ukraine sind laut Sukurova et al. 

(2023) die Flächenkonkurrenz der erneuerbaren Energien mit dem Agrarsektor, die Wasserkonkurrenz 

mit diesem sowie der aus der Produktion resultierende höhere Strompreis für Haushalte. Es bestehen 

somit auch einige Herausforderungen beim Aufbau des Wasserstoffsektors der Ukraine.  

Die Wasserstoffstrategie für die Ukraine von Benmenni et al. (2021) definiert einen dreistufigen Plan: In 

der kurzen Frist (bis 2025) sollen die Rahmenbedingungen und die Infrastruktur für die 

Wasserstoffproduktion geschaffen werden. In der mittleren Frist (2026–2030) gilt es, zwölf bis 15 GW 

Wasserstoff zu produzieren (davon sind zehn GW für den EU-Markt vorgesehen; zudem ist vorgesehen 

die Zusammenarbeit der Länder der Energiegemeinschaft mit Ländern der südlichen und östlichen 

Nachbarschaft und dabei insbesondere der Ukraine bei der Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 

Energie sowie von erneuerbarem Wasserstoff zu fördern) sowie einen nationalen Markt zu etablieren. In 

der langen Frist (2031–2050) sollen alle relevanten Sektoren (Elektrizität, Wohnen und kommunale 

Dienstleistungen, Verkehr, Landwirtschaft und Industrie) an den Wasserstoffmarkt angeschlossen 

werden.25 

Der Wiederaufbauplan der Ukraine sieht den Bau von mehr als 30 GW erneuerbarer Energiekapazität 

vor, die explizit für die Wasserstoffproduktion genutzt werden sollen. Diese Maßnahmen sollen bis 2032 

zu einem Überschuss an Wasserstoff führen, der exportiert werden kann – bis 2032 sollen etwa 1,5 

Millionen Tonnen exportiert werden können (National Recovery Council 2022). Im Unterschied dazu 

 

24 Sukurova et al. (2023) schätzen ein Speicherpotenzial von 109 TWh für Wasserstoff. 
25 Neben der Wasserstoffstrategie von Benmenni et al. (2021) ist die Roadmap for production and use of hydrogen in Ukraine 

(Dubko et al. 2021), in welcher besonders der Umstieg der verschiedenen Sektoren näher skizziert wird, von zentraler Bedeutung 

für die Wasserstoffpläne der Ukraine. 
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sehen Eicke und De Blasio (2022) langfristig den Wasserstoffbedarf in der Ukraine höher als jenen, der 

durch die vorhandenen Ressourcen produziert werden kann, und schätzt die Ukraine längerfristig somit 

als Wasserstoff-Importeur ein. Nichtsdestotrotz zeigt auch diese Studie den Bedarf des Wasserstoffs in 

der Ukraine und somit die Wichtigkeit des Aufbaus einer entsprechenden Produktion. 

Langfristig ist die Produktion von grünem Wasserstoff in der Ukraine für die EU von erheblicher 

Bedeutung, wie auch in der Wasserstoffstrategie der EU betont wird.26 Auch Kathan et al. (2022) weisen 

in einer vom BMK beauftragten Studie auf ein mögliches Importpotenzial von Wasserstoff für Österreich 

über die sogenannte Ostroute (Ukraine, Slowakei, Österreich) hin und halten dies auch aus technisch-

ökonomischer Perspektive für sinnvoll. Allerdings analysierten sie diese Route aufgrund der aktuellen 

geopolitischen Lage nicht näher. Kathan et al. (2022) betonen insbesondere den Vorteil der geringen 

Anzahl notwendiger Kooperationspartner auf dieser Importroute (Ukraine und Slowakei). In diesem 

Zusammenhang wird auch das H2EU+Store-Projekt27 erwähnt, das von RAG Austria ins Leben gerufen 

wurde und einen zentralen Schwerpunkt auf die internationale Kooperation zur Steigerung der 

Wasserstoffproduktion in der Ukraine legt. Eine Unterstützung des Sektors in der Ukraine bringt daher 

in der langen Frist Co-Benefits für Österreich. 

Zusammenfassend kann für dieses Unterkapitel festgehalten werden: In der Ukraine gibt es großes 

Potenzial sowohl für die Wasserstoff- als auch für die grüne Stahlindustrie. Insbesondere die 

Stahlindustrie in Österreich steht vor demselben Transformationsprozess hin zu grünem Stahl und kann 

die Ukraine daher in einer kooperativen Partnerschaft unterstützen. Der Aufbau der Wasserstoffindustrie 

wird erhebliche Investitionen erfordern, die jedoch langfristig Österreich und Europa zugutekommen 

können. 

5.1.3 Digitalisierung 

Vor dem Krieg hatte die Ukraine erhebliche Fortschritte in Bezug auf die Digitalisierung erzielt und den 

Internetzugang für immer mehr Haushalte ermöglicht (durchschnittliches Wachstum von 289 Prozent 

zwischen 2010 und 2019 laut OECD [2022b]). Im Jahr 2021 hatten 83 Prozent der Haushalte Zugang zum 

Internet (zum Vergleich: In Österreich waren es 2021 95 Prozent). Dabei hatten 87 Prozent der Haushalte 

in städtischen Gebieten Zugang, während es in ländlichen Gebieten nur 73 Prozent waren (ITU 2021). 79 

Prozent der Bevölkerung der Ukraine nutzten das Internet im Jahr 2021 auch tatsächlich (in Österreich 

 

26 EU (2020) COM/2020/301, A hydrogen strategy for a climate-neutral Europe: »Förderung der Zusammenarbeit mit Partnern 

der südlichen und östlichen Nachbarschaft und den Ländern der Energiegemeinschaft, insbesondere der Ukraine, bei der 

Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen sowie von erneuerbarem Wasserstoff.« 
27 RAG Austria AG, H2EU+Store: https://www.h2euplusstore.com/, abgerufen am 19.9.2023. 

https://www.h2euplusstore.com/
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waren es 2021 92,5 Prozent). Laut Weltbank et al. (2023) war der weitverbreitete Zugang zu Breitband 

einer der Haupttreiber des Wirtschaftswachstums im Land. 

Durch den Krieg, die Flucht und die Zerstörung wurden die Amtswege und die persönliche behördliche 

Betreuung erschwert. Die Ukraine hatte kurz vor dem Krieg das Programm Country in Smartphone und 

die Diia-Plattform eingeführt, die digitale Amtsgänge ermöglichen. Inzwischen bewerkstelligt ein 

digitaler Pass die Identifikation (als eines der ersten Länder der Welt), und auch der Führerschein kann 

digital abgerufen werden. Ein im Jahr 2019 gesetztes Ziel ist es, bis 2024 alle Behördendienste online 

verfügbar zu machen. Die Fortschritte im Bereich E-Government werden auch durch den E-Government-

Index der Vereinten Nationen bestätigt (United Nations 2022)28. Die Ukraine konnte sich 2022 gegenüber 

dem letzten Ranking 2020 um 23 Plätze auf Rang 46 verbessern und erreichte erstmals die höchste 

Gruppe der UN-Klassifizierung (Very high E-Government Development Index). Dies ist umso 

bemerkenswerter, als die Ukraine das einzige Land der unteren Einkommensklassen29 ist, dem dies im 

Jahr 2022 gelungen ist. Am besten schneidet die Ukraine bei den Online-Services ab, am schlechtesten 

bei der Telekommunikationsinfrastruktur. 

Im World Digital Competitiveness Index (WDC), der drei Faktoren der digitalen Wettbewerbsfähigkeit, 

nämlich Wissen, Technologie und Zukunftsperspektiven, bewertet, belegte die Ukraine 2021 den 54. 

Platz von 64 Ländern (IMD 2021). Das Ranking zeigt, dass trotz der positiven Entwicklungen in jüngerer 

Vergangenheit noch erhebliches Entwicklungspotenzial vorhanden ist. 

Der ukrainische IT-Sektor konnte vor dem Krieg erhebliches Wachstum verzeichnen. Die ukrainischen IT-

Exporte stiegen bis zum Jahr 2022 auf 6,8 Mrd. Dollar, zehn Prozent der ukrainischen Exporte insgesamt. 

Im Jahr 2021 verzeichnete der Sektor gegenüber dem Vorjahr ein Wachstum von 36 Prozent, und auch 

im ersten Quartal 2022 lagen die Exporteinnahmen des IT-Sektors 28 Prozent über jenen des Vorjahres 

(OECD 2022b). Dies zeigt das Potenzial des ukrainischen IT-Sektors, das in Zukunft durch Investitionen 

und umfassende Unterstützungsmaßnahmen genutzt werden kann. Im Wiederaufbauplan wurden vom 

National Recovery Council (2022a) zwei zentrale Herausforderungen für die IT-Branche festgelegt: die 

geringe Diversifikation und das mangelnde Investment in die IT-Start-up-Szene. 

Laut Weltbank et al. (2023) liegt die zentrale Herausforderung im Sektor der Digitalisierung und 

Telekommunikation im Ausbau der Elektrizitätsnotstromversorgung. Insgesamt schätzt die Weltbank 

 

28 https://publicadministration.un.org/egovkb/en-us/ 
29 Die Einkommensklassen beziehen sich auf die Klassifizierungen der Weltbank 2020; die Ukraine wurde als Lower Middle 

Income Country klassifiziert. 

https://publicadministration.un.org/egovkb/en-us/
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den Bedarf für den Sektor Digital und Telekommunikation in der mittleren und langen Frist auf 1,469 

Mrd. Dollar. 

5.2 Relevante österreichische Stärken in den Zukunftsfeldern 

Die Zukunftsfelder der Ukraine strecken sich somit von der Nutzung des erneuerbaren Energiepotenzials 

über die Herausforderung der Green Economy bis hin zur Digitalisierung und dem E-Government. In 

diesen Bereichen gibt es erhebliche Spezialisierungen Österreichs.  

Wie Kapitel 4.1 gezeigt hat, hat Österreich sowohl in der Branche Versorgung mit Elektrizität, Gas, Dampf 

und Klimaanlagen als auch im Bereich der Stahl- und Eisenindustrie Wettbewerbsvorteile. 

Österreichische Stakeholder können daher aufgrund ihres Fachwissens eine Schlüsselrolle beim 

Wiederaufbau und der Transformation des Energiesektors spielen und gleichzeitig die Vorteile – die 

großen ungenutzten Potenziale im Bereich erneuerbarer Energien – nutzen. 

Zu einem weiteren bedeutenden Schritt in Richtung Green Economy kann Österreich durch seine 

Spezialisierungs- und Exportmuster bei grünen Produkten beitragen. In einer aktuellen Policy Note 

argumentieren Bittó et al. (2023), dass Österreich in Bezug auf den Export grüner Produkte mit einem 

Exportanteil von rund zwölf Prozent in den vergangenen Jahren deutlich über dem EU-Schnitt liegt. 

Betrachtet man Exporte grüner Produkte, in denen auch ein Wettbewerbsvorteil im Sinne eines hohen 

RCA-Werts30 dieser Produkte vorliegt, so beläuft sich der Anteil grüner Produkte auf rund sechs Prozent. 

 

30 Ob ein Exportprodukt über einen relativen Wettbewerbsvorteil verfügt, kann auf Basis der Betrachtung von RCA-Werten 

abgeschätzt werden (siehe Abschnitt 4.1 für die Definition der RCA-Werte). 
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Abbildung 12: Durchschnittliche Anteile österreichischer Warenexporte, die grün sind und gleichzeitig einen Wettbewerbsvorteil 

aufweisen können, an den Gesamtexporten und an den Exporten des jeweiligen Abschnitts 

 

Abbildung 12 stellt auf der Ebene der Abschnitte im Harmonisierten System dar, in welchen Kategorien 

und Mengen Österreich grüne Produkte exportiert, bei denen das Land auch einen relativen 

Wettbewerbsvorteil aufweist. Ein bedeutender Abschnitt im Zusammenhang mit grünen Produkten ist 

der Abschnitt Maschinen, mechanische Geräte und Teile davon, dem die Abschnitte Instrumente und 

Unedle Metalle und Waren daraus folgen. An letzter Stelle findet sich der Abschnitt Textilien, der aber 

für die hier vorliegende Untersuchung von geringerer Relevanz ist. Betrachtet man in zweiter Linie den 

Anteil der grünen Exporte an den Exporten des jeweiligen Abschnitts (dritte Spalte), so fällt auf, dass 

dieser im Abschnitt Instrumente mit rund 30 Prozent sehr hoch ist. Ebenfalls bedeutend mit rund 20 

Prozent ist der Anteil im Abschnitt Maschinen, mechanische Geräte und Teile davon. Auch das Eco-

Innovation Scoreboard der Europäischen Kommission (EU Commission 2023b)31 sieht Österreich als 

einen der Leader im Bereich grüner Innovationen und reiht es an dritte Stelle aller Mitgliedsstaaten. 

Neben der Unterstützung, die Österreich im Bereich der erneuerbaren Energien sowie der grünen 

Wirtschaft entgegenbringen kann, hat Kapitel 5.1.3 die Herausforderungen und Potenziale der IT-

Branche aufgezeigt. Abbildung 13 gibt einen Überblick über die Entwicklung des österreichisch-

ukrainischen Außenhandels im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) 

zwischen 2015 und 2021. 

 

31 https://green-business.ec.europa.eu/eco-innovationen  

https://green-business.ec.europa.eu/eco-innovation_en
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Der Anteil von Österreichs Importen aus der und Exporten in die Ukraine im IKT-Dienstleistungssektor 

war im Jahr 2021 niedrig und fallend seit 2015 (Exporte: 0,44 Prozent – 0,32 Prozent; Import: 0,97 Prozent 

– 0,84 Prozent). Nichtsdestotrotz war Österreich ein wichtiger Handelspartner für die Ukraine. Es kamen 

zwar nur 1,11 Prozent der ukrainischen IKT-Dienstleistungsimporte aus Österreich, aber Österreich war 

unter den Top 20 der Importländer der Ukraine im IKT-Sektor. 

Abbildung 13: Entwicklung des Dienstleistungsaußenhandels (IKT) zwischen Österreich und der Ukraine,  

2015–2021 

 

 

 

 

Auch die Potenziale des E-Governments in der Ukraine wurden in Kapitel 5.1.3 näher beleuchtet. 

Österreich hat eine gute Stellung im Bereich E-Government im internationalen Vergleich, wie die 
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eGovernment-Benchmark (EU Commission 2022) zeigt. Bei einer Aufgliederung der Performanz in die 

unterschiedlich politisch relevanten Subkategorien zeigt sich, dass Österreich in allen über dem 

Durchschnitt der fünfunddreißig untersuchten europäischen Ländern liegt. Besonders gut schloss 

Österreich in der Subkategorie der Nutzerfreundlichkeit (Online-Verfügbarkeit, Mobile-

Nutzerfreundlichkeit, User-Support) ab. Verbesserungspotenzial gibt es in der Kategorie der Cross-

Border-Dienstleistungen (eID, eDocuments, interanationaler User-Support, internationale Online-

Verfügbarkeit). Bei einer näheren Betrachtung von neun Lebensbereichen, die eine durchschnittliche 

Person benötigt, liegt Österreich im Bereich der Schlüsselvoraussetzungen in Bezug auf Familie und im 

Bereich der Nutzerfreundlichkeit in Bezug auf Gesundheit unter dem Durchschnitt.32 Österreich erreichte 

unter allen fünfunddreißig bewerteten europäischen Ländern den dreizehnten und unter den EU-

Ländern den elften Gesamtrang.  

Auch der weiter umfassende E-Government-Index der Vereinten Nationen bestätigt Österreichs gute 

Stellung im internationalen Vergleich (United Nations 2022)33. Zusätzlich zu den Online-Services werden 

im UN-Index auch die Telekommunikations-Infrastruktur und das Humankapital bewertet. Am besten 

schnitt Österreich im Subindex Online-Services ab und belegte den 19. von 193 Rängen. Im Vergleich zu 

den untersuchten High-Income-Ländern erreicht Österreich den 16. von 60 Rängen. Die volle Punktezahl 

erhielt Österreich dabei im Bereich institutionelles Framework. Knapp dahinter folgen die Bereiche 

Inhaltliche Bereitstellung, Service-Bereitstellung und Technologie. Verbesserungspotenzial gibt es noch 

im Bereich der E-Partizipation. Beim Gesamtindex über alle Subindizes hinweg landete Österreich im 

Jahr 2022 mit einem Indexwert von 0,88 (Index von 0 bis 1) auf dem 20. Rang, wobei der Abstand zu den 

vorderen Plätzen aber recht gering ist und der Abstand zu den Top 5 nur 0,06 Punkte beträgt. Dänemark 

führt den Gesamtindex mit einem Wert von 0,97 vor Finnland und Korea an. Wie in Kapitel 5.1.3 näher 

dargestellt, befindet sich die Ukraine auf dem 46. Rang.  

Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass Österreich auch in den Zukunftsfeldern 

wesentliche Unterstützung leisten kann. Die Wettbewerbsvorteile im Energiesektor und im Bereich der 

Green Economy unterstreichen dies. Im IKT-Sektor hat sich Österreich in der Vergangenheit als wichtiger 

Handelspartner erwiesen (Top 20), und auch die Performance des österreichischen E-Governments zeigt 

das Unterstützungspotenzial im Bereich der Digitalisierung. 

 

32 Der Bereich Familie umfasst zehn Familiendienstleistungen, wie zum Beispiel Heirat/Partnerschaft, Geburt und damit 

verbundene (finanzielle) Rechte, Scheidung, Erhaltung eines Reisepasses etc.  

Der Gesundheitsbereich umfasst u. a. den Bereich der Informationsbereitstellung in Bezug auf die Gesundheitsversorgung, ob 

online in die Gesundheitsakte Einsicht genommen werden kann, ob selbstständig Termine gebucht/geändert werden können etc.  
33 https://publicadministration.un.org/egovkb/en-us/  

https://publicadministration.un.org/egovkb/en-us/
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6.  HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN  

6.1 Vorbemerkungen 

Die in diesem Kapitel vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen ergeben sich aus der Zusammenschau 

der in den vorangehenden Kapiteln dargestellten Entwicklungen auf Basis von internationalen 

Außenwirtschaftsdaten, Spezialisierungsmustern der österreichischen Wirtschaft, internationaler 

Initiativen zum Wiederaufbau in der Ukraine sowie den Gesprächen mit Vertretern und Vertreterinnen 

der Außenwirtschaft Austria in der Ukraine, der österreichischen Botschaft in der Ukraine, 

österreichischer Ministerien sowie österreichischen Unternehmensvertretern. 

Ziel ist es, spezifisch für Österreichs Position in der Ukraine relevante Handlungsempfehlungen zu 

formulieren, die österreichischen Unternehmen helfen sollen, einen wichtigen Beitrag für den 

Wiederaufbau der Ukraine leisten zu können. Deshalb liegt der Fokus auf den bilateralen strategischen 

Möglichkeiten, die Österreich in seiner Beziehung mit der Ukraine hat. 

Allerdings sollte an dieser Stelle angemerkt werden, dass sich die Handlungsempfehlungen als 

Momentaufnahme verstehen, basierend auf der Lage im August und September 2023. Aus heutiger Sicht 

sind der weitere Verlauf und das Ende des Konflikts nicht absehbar. Auch der Zeitpunkt des Beginns des 

eigentlichen Wiederaufbaus ist aus heutiger Sicht noch sehr unklar. Es ist unwahrscheinlich, dass dieser 

erst mit einem Friedensvertrag beginnt, BeobachterInnen gehen eher von der Jahresmitte bzw. dem 

zweiten Halbjahr 2024 aus. Zusätzlich ergeben sich Unsicherheiten hinsichtlich der Bevölkerungszahl 

und der Bevölkerungsstruktur der Ukraine nach dem Krieg, insbesondere daraus, wie viele Geflüchtete 

tatsächlich in die Ukraine zurückkehren werden. Dies kann bedeutende Implikationen auf die 

Attraktivität des Markts haben, in Hinblick auf seine Größe, aber auch auf die Zusammensetzung des 

Arbeitskräftepotenzials, was die Entwicklungsmöglichkeiten der Ukraine in der mittleren bis langen Frist 

maßgeblich beeinflusst. Andererseits bietet die Anwesenheit gut ausgebildeter UkrainerInnen in 

Österreich die Möglichkeit, mit diesen einen besseren Start für den Wiederaufbau realisieren zu können, 

indem sie ihre Kontakte für österreichische Unternehmen nutzen können, was diesen einen gewissen 

Startvorteil beim Wiederaufbau verschaffen könnte. Ein Beispiel hierfür wäre die Erfahrung der späten 

1990er/frühen 2000er Jahre, als nach dem Ende des Jugoslawienkriegs bosnische Arbeitskräfte dazu 

beitrugen, österreichischen Unternehmen im Nachkriegs-Bosnien einen Startvorteil zu verschaffen.  
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6.2 Erhöhung der Sichtbarkeit Österreichs in der Ukraine 

Aus Sicht von Vertretern und Vertreterinnen österreichischer Institutionen vor Ort sowie in der Ukraine 

noch immer tätiger Unternehmen hat im Verlauf des Kriegs die Sichtbarkeit und das positive Image 

Österreichs in der Ukraine relativ zu anderen EU-Mitgliedsländern gelitten. Erstens liefert Österreich im 

Gegensatz zu anderen EU-Staaten wie Polen, Schweden, Deutschland, Italien, Frankreich und Dänemark 

keine militärischen Güter an die Ukraine. Daraus ist per se kein Nachteil zu erkennen, da das Land, seine 

Organisationen und Unternehmen im Bereich der humanitären Hilfe sehr gut präsent sind. Allerdings 

wurde in Gesprächen betont, dass andere EU-Länder – abseits von der militärischen Hilfe – auch häufiger 

sehr hochrangig besetzte (Wirtschafts-)Missionen entsenden und sich somit einen Startvorteil für ihre 

Unternehmen zu schaffen erhoffen. Es fehlt nach Ansicht einiger Gesprächspartner eine integrierte 

Gesamtstrategie von Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft, um zu signalisieren, dass Österreich in 

Zukunft ein verlässlicher Partner sein möchte. Ein weiterer Punkt betrifft auch die Art, wie Hilfe aus 

Österreich in die Ukraine kommt, nämlich zumeist über internationale Institutionen, die das wahre 

Engagement des Landes und seiner Wirtschaft und Bevölkerung verschleiern. Dabei ginge es darum, 

Österreich als Partner zu platzieren.  Es bestehen bereits eine Reihe von good practices, die vereinzelt, 

aber nicht gesamthaft anerkannt werden, wie die humanitäre Hilfe von NGOs und Unternehmen aus 

Österreich, oder die Tatsache, dass sich kaum österreichische Unternehmen aus der Ukraine 

zurückgezogen haben, also die meisten ihre ukrainischen Beschäftigten weiterhin anstellen. 

Aus diesem Gründen erscheint es sinnvoll, die Sichtbarkeit österreichischer Beiträge proaktiver 

darzustellen und damit zu erhöhen sowie systematisch weiterzuentwickeln. Eine Möglichkeit, die 

Sichtbarkeit Österreichs merklich zu erhöhen, wäre die Organisation einer Wiederaufbaukonferenz, 

welche die Einleitung zu den weiteren Schritten bilden könnte. Aufbauend auf den Fortschritten, die bei 

den Konferenzen in Berlin, London und Lugano erzielt wurden, könnte die Konferenz versuchen, 

konkrete Wiederaufbauprojekte zu identifizieren, die über die bei früheren Konferenzen festgelegten, 

generellen Rahmenbedingungen hinausgehen. Damit kann Österreich seine Rolle als regionaler Vorreiter 

und Agenda-Setter unter Beweis stellen und österreichischen Unternehmen die Möglichkeit geben, ihr 

Know-how zu präsentieren. Dies bedarf jedoch einer engen Zusammenarbeit zwischen der Botschaft vor 

Ort, den Unternehmen vor Ort, den einzelnen involvierten Ministerien in Wien sowie dem 

Außenwirtschaft-Austria-Büro in der Ukraine, wobei die Anstrengungen von einer zentralen Stelle 

koordiniert werden sollten. 
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6.3 Regierungskoordinationsstelle für den Wiederaufbau in der 

Ukraine 

Im Vergleich zu mehreren EU-Mitgliedsstaaten und anderen Mitbewerbern Österreichs in der Ukraine 

gibt es in Österreich keine zentrale Stelle, welche die relevanten Handlungen zwischen den Ministerien 

koordiniert (vgl. hierzu Box 2 in Kapitel 4). Vielmehr ergab sich in den Gesprächen der Eindruck, dass 

höchstens die Aktivitäten innerhalb einzelner Ministerien koordiniert werden. Wesentlich ist es aber zu 

betonen, dass Fragen der Unterstützung österreichischer Unternehmen die Agenden von mehreren 

Ministerien berühren könnten. Dies betrifft insbesondere 

• das Bundesministerium für Finanzen (BMF) im Bereich der Ausfuhrförderung, 

Besteuerung/Verzollung und zum Teil beim Zahlungsverkehr, 

• das Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft (BMAW) im Bereich der 

Exportgenehmigungen, sowie 

• das Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten (BMEIA) im 

Bereich der offiziellen Interpretation des Sanktionsregimes. 

Darüber hinaus kommen auch der Außenwirtschaft Austria sowie der WKO im Allgemeinen eine wichtige 

Bedeutung für die Exportwirtschaft zu, ebenso wie anderen relevanten Institutionen und Organisationen 

wie etwa der Oesterreichischen Kontrollbank (OeKB) und der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB). 

Vor diesem Hintergrund erscheint es wichtig (dies wurde auch in mehreren Gesprächen mit Ministerien 

und Unternehmen betont), die Anstrengungen durch eine koordinierende Stelle zu bündeln. 

In diesem Zusammenhang sollte 

• ein/eine RegierungskoordinatorIn für den Wiederaufbau in der Ukraine nominiert 

werden. Diese Person sollte, so wurde es in mehreren Gesprächen betont, gute 

Verbindungen in alle relevanten Ministerien haben und mit einer kleinen Gruppe eine 

Anlaufstelle für internationale, aber auch nationale Initiativen sein und die Informationen 

bündeln. 

• Neben dieser interministeriellen Koordinierungsstelle bedarf es, wie sehr oft in 

Gesprächen betont wurde, keiner weiteren neuen Institution. Vielmehr sollte diese Stelle 

die existierenden Stellen und Gremien zur Unterstützung der österreichischen 

Unternehmen für den Wiederaufbau der Ukraine vernetzen und koordinieren. 
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• Zudem sollte die koordinierende Stelle die Unterstützungsleistungen für Unternehmen im 

Zuge des Wiederaufbaus koordinieren, von Aufbereitung von Informationen zu 

Ausschreibungen bis hin zur Beratung in Hinblick auf Unterstützung und 

AnsprechpartnerInnen vor Ort. 

• Eine weitere Funktion dieser Koordinationsstelle könnte das Pooling von Informationen 

internationaler Finanzinstitutionen über den Kontakt mit dorthin entsendeten 

österreichischen VertreterInnen sein, welche die Koordination von nationalen 

Unterstützungsleistungen für österreichische ExporteurInnen und InvestorInnen sowie die 

Fokussierung auf relevante Branchen in der jeweiligen Wiederaufbauphase erleichtern kann. 

• Darüber hinaus kann die Koordinierungsstelle eine Plattform für österreichische 

Unternehmen für den Sprung in die Ukraine bieten, entweder über ein 

Unternehmensportal und/oder über Vernetzungstreffen in Österreich und der Ukraine, etwa 

in Zusammenarbeit mit der österreichischen Botschaft oder der Außenwirtschaftsstelle vor 

Ort. 

• Letztendlich könnten auch Maßnahmen, um die Sichtbarkeit Österreichs in der Ukraine 

über diese Stelle zu erhöhen, in Kooperation mit Vertretern vor Ort (Botschaft, AW-Stelle der 

WKO) systematisch weiterentwickelt und leichter koordiniert werden – mit dem Ziel, 

(Wirtschafts-)Missionen, Expertenaustausch, Study Visits, Best-Practice-Austausch und 

weitere Koordinationsmöglichkeiten (etwa im Rahmen der Technical Assistance Facility der 

EU-Kommission etc.) zu realisieren. 

6.4 Organisation der Exporthaftungen für die Exporte in die und 

Direktinvestitionen in der Ukraine 

Das bestehende System der Exporthaftungen ist als staatliche Versicherung für in Österreich tätige 

Unternehmen konzipiert. Dabei sollen politische und wirtschaftliche Risiken im Export und 

Direktinvestitionen zu einem hohen Prozentsatz durch staatliche Haftungen abgesichert werden. Dies 

soll es Unternehmen erleichtern, ihre Aktivitäten im Ausland finanzieren zu können und sie dazu 

veranlassen, sich stärker zu internationalisieren. Das Finanzministerium ist das zuständige Ministerium 

und stellt sicher, dass die Ausfuhrförderung im Einklang mit den Richtlinien der WTO, der OECD und der 

EU erfolgt. Dabei legt der/die FinanzministerIn fest, wie hoch die Deckung dieser staatlichen 

Versicherung bei Auslandsaktivitäten in einem bestimmten Land ist. Diese Deckungspolitik erfolgt auf 

Vorschlag eines Gremiums, das aus Vertretern und Vertreterinnen verschiedener Ministerien, der WKO, 

der Arbeiterkammer, des Österreichischen Gewerkschaftsbunds, der OeNB und der OeKB als 
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durchführende Bank besteht. Wesentliche Rechtsvorschriften sind dabei das Ausfuhrförderungsgesetz 

und das Bundeshaushaltsrecht. Wichtig ist, dass – wie auch von einigen Gesprächspartnern und -

partnerinnen aus den Ministerien betont wurde – nicht sehenden Auges ein Schaden für das Budget 

verursacht wird. Dies gilt insbesondere aktuell im Fall der Ukraine, auf deren Territorium zurzeit 

Kampfhandlungen stattfinden und das Risiko ungleich höher als in Friedenszeiten ist. 

Als Russland im Februar 2022 die Ukraine angriff, wurde umgehend die Haftung für Russland, die 

Ukraine und Belarus ausgesetzt. Im Lauf der folgenden Monate wurden die Bestimmungen hinsichtlich 

der Ukraine wieder gelockert. Mittlerweile ist es wieder möglich, Liefergeschäfte in die und Beteiligungen 

in der Ukraine im Umfang von bis zu fünf Millionen Euro mit einer maximalen Laufzeit von drei Jahren 

zu versichern (OeKB 2023). 

Für die Zukunft bleibt zunächst abzuwarten, wann die kriegerischen Handlungen eingestellt werden und 

der Wiederaufbau beginnen kann. Sowohl die OeKB als auch das BMF sowie Unternehmensvertreter und 

-vertreterinnen betonten aber, dass die Unterstützung von österreichischen Unternehmen folgende 

Charakteristika aufweisen sollten: 

• Es muss ein Kompromiss zwischen klassischer Exportversicherung und Überwälzung des 

Risikos auf die öffentliche Hand (Vergünstigte Darlehen an die Ukraine) gefunden 

werden. Form und Unterstützung sind möglichst in eine integrierte und akkordierte 

Strategie einzubetten und sollten institutionell verankert werden. 

• Einerseits ist aufgrund der aktuellen Lage der Ausgang der Kriegshandlungen in der Ukraine 

nicht absehbar. Dies erhöht das Risiko einer Finanzierung durch die öffentliche Hand, weil 

Infrastruktur, die damit finanziert wird, eventuell abermals beschädigt oder zerstört wird. 

Allerdings, so wurde in Gesprächen mehrmals betont, gibt es eine hohe Risikobereitschaft in 

anderen EU-Ländern und Großbritannien. Dies führt dazu, dass es bereits 

Unterstützungsleistungen für die Ukraine gibt, die indirekt den ExporteurInnen dieser Länder 

zugutekommt und ihnen einen Startvorteil bzw. längerfristigen Wettbewerbsvorteil 

gegenüber Unternehmen anderer Länder verschafft. 

• Verbuchung und Abwicklung des Unterstützungsvolumens in einem gesonderten 

Rechnungskreis  

Dies ist vor allem durch die gesetzlichen Vorschriften, denen die Exporthaftung unterliegt, 

geschuldet, da diese als Versicherungssystem konzipiert ist und nicht als 

Unterstützungssystem; so sollte vermieden werden, dass die Versicherungsrisiken mit den 

Wiederaufbaurisiken vermengt werden, da Letztere mit Sicherheit höher sind. Im aktuellen 
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Vorschlag für das Budgetbegleitgesetz, das vom Finanzministerium im Oktober präsentiert 

wurde (und noch nicht beschlossen ist), sieht Art. 8 in Abschnitt 3 bereits eine Änderung des 

Ausfuhrförderungsgesetzes vor. Darin ist die Bildung einer gesonderten Rücklage34 für 

Haftungsübernahmen gemäß § 1 und § 2 für Geschäfte mit der Ukraine im AusfFG-Verfahren 

vorgesehen35.  

• Keine Gründung neuer Institutionen 

Dies wurde sowohl von Unternehmensseite als auch vom BMF und von der OeKB betont, da 

die Abwicklung über bestehende Strukturen aus mehreren Gründen besser erscheint: Es 

wurde betont, dass erstens eine weitere Institution das Budget zusätzlich belasten würde, 

zweitens zusätzliche Koordinierungskosten und Kosten durch Aufbaufehler auftreten würden 

und drittens und am entscheidendsten, dass das bestehende System, das die Unternehmen 

bereits kennen, effizient ist.  

• Beratung über die und Genehmigung der Unterstützung durch die bestehenden Gremien 

und Institutionen 

Es wurde in mehreren Gesprächen betont, dass die bestehende Struktur ausreicht, um das 

potenzielle Unterstützungsvolumen zu bewältigen und die AkteurInnen sowie das Prozedere 

bekannt sind. 

•  Zudem wurde in vielen Gesprächen betont, dass in der Zusammenarbeit mit 

internationalen Finanzinstitutionen und anderen ECAs ein größerer Hebel genutzt werden 

könnte, von dem österreichische Unternehmen zusätzlich zu nationalen Initiativen profitieren 

können – nicht zuletzt auch deshalb, weil sie im europäischen Vergleich eine hohe 

Wettbewerbsfähigkeit aufweisen.  

6.5 Fokussierung auf kurz- und mittelfristig relevante 

österreichische Branchen 

Angesichts des Wiederaufbaubedarfs (Volumen und Struktur) und der Spezialisierungsmuster der 

österreichischen Wirtschaft, aber auch der Größe der österreichischen Wirtschaft, ist es sehr 

wahrscheinlich, dass österreichische Unternehmen eine vielleicht überproportionale Rolle beim 

Wiederaufbau einnehmen können, sie gleichzeitig aber in Kooperation mit (größeren) Unternehmen aus 

 

34 Diese Rücklage soll ab 2024 gebildet werden, wenn das Guthaben aus dem Verfahren den festgesetzten Haftungsrahmen per 

31.12. des vorangehenden Jahres übersteigt. Dabei wird die Hälfte zur Dotierung verwendet, während die andere Hälfte in das 

allgemeine Budget fließt.  
35 https://www.parlament.gv.at/dokument/XXVII/I/2267/fname_1588950.pdf 
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anderen Staaten zusammenarbeiten werden. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, gerade im 

Bereich eines möglichen Wiederaufbaus zentraler Wirtschaftsbereiche vor dem Krieg wie etwa der 

Stahlindustrie, aber auch in der Landwirtschaft, Kooperationen beispielsweise im Bereich der 

Exportkreditagenturen anderer EU-Staaten von Beginn an zu unterstützen. Dies ermöglicht es 

österreichischen Unternehmen, sich auf ihre Kernkompetenzen zu spezialisieren. Auch erscheint es 

sinnvoll, kurz- bzw. mittelfristig einen unterschiedlichen Sektorfokus zu setzen und die Kräfte auf jeweils 

zentrale Branchen zu bündeln. 

Außerdem wurde von der Außenwirtschaftsstelle in Kiew vorgeschlagen, das Service für Unternehmen 

im Sinne einer Due-Diligence-light-Prüfung bei potenziellen Geschäftspartnern weiterhin und in 

wahrscheinlich größerem Umfang anzubieten. Es ist davon auszugehen, dass gerade im Zuge des 

Wiederaufbaus viele potenzielle GeschäftspartnerInnen auftreten werden, deren Bonität und 

Hintergrund geprüft werden müssen, um zu entscheiden, ob Unternehmen mit diesen in eine 

Geschäftsbeziehung treten möchten. Dies gilt insbesondere für KMU, die nicht über die nötigen 

Business-Intelligence-Ressourcen verfügen. Die Regierungskoordinationsstelle könnte somit auch die 

Vernetzung mit Stellen ermöglichen, die einen solchen Service in der Ukraine anbieten. 

Kurzfristig sind hinsichtlich des Wiederaufbaubedarfs von Infrastruktur (Wohnen, Energie, Transport, 

Stahlproduktion) vor allem österreichische Branchen im Maschinenbau, in der Metallverarbeitung und 

Metallzulieferindustrie sowie Schienen-, Brücken-, Straßen- und Hafeninfrastruktur errichtende 

Unternehmen und deren Zulieferer wesentliche Ansatzpunkte, um einen österreichischen Fokus zu 

entwickeln. Wichtig erscheint es hier außerdem, österreichische Planungsbüros/Planungsunternehmen, 

wie sie zum Teil in der Ukraine immer noch aktiv sind, zu berücksichtigen, da diese über ihre Netzwerke 

auch weitere österreichische Unternehmen – etwa in der Bauwirtschaft – einbinden können. Zusätzlich 

erscheint es wichtig, österreichische Direktinvestitionen (Landwirtschaft und Verarbeitung 

landwirtschaftlicher Produkte, Verpackung, Herstellung von Sportartikeln etc.) in der Ukraine beim 

unmittelbaren Wiederaufbau zu begleiten. 

Mittelfristig ist einerseits die grüne Produktion bzw. Energiegewinnung als ein Fokusfeld geeignet, 

sowohl, was österreichische Errichter und Betreiber von Wasserkraftwerken, PV- und Windparks betrifft, 

als auch andererseits deren Zulieferer. Darüber hinaus sind die thermische Sanierung von Gebäuden, die 

Planung und Errichtung von Wasserversorgung, die Abwasser- und Abfallentsorgung sowie die 

Altlastensanierung Branchen, in denen Österreich einen komparativen Wettbewerbsvorteil aufweist 

(siehe Kapitel 4.1). Diese Bereiche dürften sowohl kurz- als auch mittelfristig zentral sein und sind somit 

als Fokus geeignet. Im Bereich der Digitalisierung besteht ein eher gemischtes Bild. Einerseits betonten 
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Gesprächspartner in der Ukraine, dass die Ukraine vor dem Krieg in diesem Bereich Österreich zum Teil 

überflügelte, andererseits ist aus heutiger Sicht nicht klar, wie der Krieg das relevante Humankapital in 

der Ukraine verändert hat, entweder durch Flucht oder durch den Krieg selbst, und inwiefern die 

Fachkräfte nach dem Krieg wieder zurückkommen werden. Österreich besitzt im internationalen 

Vergleich einen leichten Wettbewerbsvorteil, wie in Abbildung 9 in Kapitel 4.1 ersichtlich war. Zudem 

wurde in Kapitel 5.1.3 dargelegt, dass Österreich vor dem Krieg aus Sicht der Ukraine unter den Top 20 

jener Länder war, aus denen die Ukraine IKT bezog. Vor allem aus letzterer Überlegung erscheint auch 

der IKT-Bereich als Fokusbranche. Abseits von der bedarfsorientierten Sicht ergeben sich in anderen 

Bereichen der österreichischen Volkswirtschaft gerade in Hinblick auf die menschlichen Kriegsfolgen im 

Gesundheitswesen Potenziale, die auf österreichische Spezialisierungen treffen. Ebenso könnte die 

Ukraine auf mittel- bis langfristige Sicht Potenzial für die österreichische Tourismus- und 

Freizeitwirtschaft bieten, da Teile der Ukraine ein touristisches Potenzial aufweisen und nach einer 

Normalisierung des Lebens im Land sowohl innerhalb der Ukraine als auch im benachbarten EU-Ausland 

Nachfrage nach Wellness- und Regenerationsdienstleistungen bestehen wird – einem Stärkefeld der 

österreichischen Wirtschaft. 

6.6 Fokus nachhaltige Energiegewinnung und grüner Wasserstoff 

Die steigenden Energiepreise infolge des russischen Angriffs auf die Ukraine machten deutlich, dass eine 

Diversifizierung der Energieversorgung gerade auch für den stark industriell geprägten und 

energieintensiven Wirtschaftsstandort Österreich wichtig ist. Zudem ist angesichts der Klimaziele der EU 

und Österreichs entscheidend, dass diese Diversifizierung auf nachhaltiger Energiegewinnung fußt. 

Angesichts des großen Potenzials der Ukraine für die nachhaltige Erzeugung von Energie und grünem 

Wasserstoff, der Rohrleitungsinfrastruktur zwischen der Ukraine und Österreich und der Nähe der 

Ukraine ergibt sich, dass die Ukraine eine wichtige Quelle nachhaltiger Energiegewinnung für Österreich 

sein kann. 

Allerdings bedingen Investitionen in die Energieinfrastruktur eine langfristige Perspektive, da sie sehr 

kapitalintensiv sind. Dies erhöht den Risikoaufschlag für diese Art der Investition. Zudem ergibt sich ein 

zusätzliches Risiko insofern, als bei einem möglichen wiederholten Angriff Russlands in der Zukunft die 

Energieinfrastruktur eines der primären Angriffsziele wäre. Daher geht mit Investitionen ein doppeltes 

Risiko einher, das die Finanzierbarkeit erschwert. Da dadurch die Kapitalkosten steigen, ist der profitable 

Endabnahmepreis auch höher. 

Da der Zeithorizont bei Investitionen typischerweise länger als bei Exportgeschäften, das Risiko höher 

als bei Direktinvestitionen eines klassischen Produktionsbetriebs ist und die Up-Front-Investitionen ein 
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größeres Volumen aufweisen, empfiehlt es sich, Maßnahmen zur Reduktion des Risikos von 

Energieinfrastrukturinvestitionen in der Ukraine zu erwägen, um die Investitionsneigung zu erhöhen. 

Diese könnten ähnlich wie klassische Exportförderungsinstrumente strukturiert und auch im Rahmen 

der Institutionen, welche die Ausfuhrförderung abwickeln, angesiedelt sein, müssten aber im 

Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten in einem gesonderten Rechnungskreis dargestellt werden. 

Diese Maßnahmen könnten auch im Sinne der Risikoreduktion für den österreichischen Staat in 

Zusammenarbeit mit EU-Institutionen sowie internationalen Finanzinstitutionen durchgeführt 

werden. 

Aus Sicht österreichischer Energieunternehmen ist es allerdings notwendig, dass diese Initiativen auf 

hoher politischer Ebene mit der ukrainischen Seite und auf EU-Ebene unterstützt werden. 

6.7 Unterstützung der ukrainischen Initiativen zur Stärkung der 

Rechtssicherheit und Bekämpfung der Korruption 

Neben den bestehenden Leistungen Österreichs im Rahmen internationaler Finanzinstitutionen und 

internationaler Initiativen sowie der EU, die darauf abzielen, die Ukraine nach Beendigung der 

Kriegshandlungen wieder systematisch und besser aufzubauen, könnte Österreich gerade aufgrund 

seiner Nähe zu Osteuropa und der Ukraine zusätzliche bilaterale Initiativen aktiv anstrengen, um die 

Ukraine als Wirtschaftsstandort für ausländische Direktinvestoren attraktiv zu machen. Dazu zählen unter 

anderem Capacity-Building-Programme, aber auch Programme zum Aufbau einer modernen Bürokratie 

und Verwaltungsstruktur, die etwa durch EU-Fonds unterstützt werden (Technical Assistance Programme 

u. ä.).  

Zudem bietet das in Wien angesiedelte Joint Vienna Institute (JVI), das vom BMF, der OeNB und dem 

IMF gemeinsam finanziert wurde, die Möglichkeit speziell auf die ukrainischen Bedürfnisse im 

Bereich der öffentlichen Verwaltung und Finanzverwaltung abgestimmte Trainingsprogramme 

anzubieten und somit einen wichtigen Beitrag zur Professionalisierung der ukrainischen 

Nachkriegsverwaltung zu leisten.  

Österreichische Universitäten können durch die Entwicklung und Koordinierung mit Partner-

Universitäten in Europa zur Entwicklung des Humankapitals beitragen und so den Wiederaufbau auf 

akademischer Ebene unterstützen. Es können bilaterale und gesamteuropäische 

Bildungsprogramme, Schulungen und Stipendien entwickeln werden, die sich auf die für den 

Wiederaufbau besonders relevanten technischen und Managementkompetenzen konzentrieren. 
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Dies könnte dazu genutzt werden, um die vor dem Krieg grassierende Korruption nach dem Krieg besser 

bekämpfen zu können. 

Manche GesprächspartnerInnen in öffentlichen Institutionen, aber auch in Unternehmen, bezweifelten, 

dass im Krieg und bei einem mit hohen Mitteln international finanzierten Wiederaufbau die Korruption 

effektiv eingedämmt und die Rechtsstaatlichkeit durchgesetzt werden könnte. Aus diesem Grund 

erscheint es umso wichtiger, das institutionelle Set-up der ukrainischen Verwaltung weniger 

korruptionsanfällig zu gestalten und die Rechtsstaatlichkeit zu fördern. Letztendlich kann dies die 

Attraktivität als Wirtschaftsstandort positiv und das Entwicklungspotenzial mittel- bis langfristig sehr 

positiv beeinflussen. 

6.8 Ansiedlung von internationalen Koordinationsbüros 

bzw. -organisationen 

Angesichts des internationalen Ansehens Österreichs und der Stellung Wiens als Sitz vieler 

internationaler Organisationen kann eine mögliche Politikstrategie auch sein, internationale 

Koordinationsbüros für den Wiederaufbau der Ukraine (permanent) in Wien bzw. Österreich 

anzusiedeln und Wien als Osteuropa-Hub nachhaltig zu sichern. Studien, welche die Präsenz 

internationaler Organisationen in Wien bewerten (vgl. etwa Schnabl und Kluge 2020 oder Schwarzbauer 

2022), analysieren die positiven Effekte solcher Ansiedelungen für das Gastgeberland, die in Form von 

höherem Bruttoinlandsprodukt, Beschäftigung und Steuereinnahmen realisiert werden können. Zudem 

ermöglicht die räumliche Nähe solcher Organisationen bzw. Büros auch österreichischen Unternehmen 

einen leichteren Zugang in die Ukraine. Ein geeigneter Ansatzpunkt könnte sein, den vorübergehenden 

Standort des Ukraine-Teams der Weltbank in Wien aktiv zu unterstützen und dessen Ausbau zu einem – 

potenziell – permanenten Standort für den Wiederaufbau der Ukraine zu erleichtern. 

In jedem Fall sollte Österreich seine aktive und konstruktive Rolle im Rahmen der EU-Institutionen in 

Bezug auf die internationalen Wiederaufbaubemühungen der Ukraine beibehalten und das Bewusstsein 

für die Bedürfnisse der Ukraine auf der europäischen (und globalen) Bühne schärfen. 
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APPENDIX A :  Befragung von Unternehmen und 

Stakeholdern  

Neben der Analyse von Handelsdaten und Daten zu Direktinvestitionen sowie der Analyse der 

internationalen Politikinitiativen wurden in diesem Studienprojekt auch Experteninterviews mit 

österreichischen Unternehmen, Ministerien und Unternehmensorganisationen durchgeführt. 

Ziel dieses Analyseschritts war es, die Perspektive österreichischer Unternehmen in Bezug auf 

vergangenes, aktuelles und zukünftiges Engagement in der Ukraine und besonders auch im Zuge des 

Wiederaufbaus näher zu beleuchten. Zudem wurden Vertreter und Vertreterinnen von Ministerien zu 

Perspektiven der Wirtschafts- und Außenwirtschaftspolitik befragt, um die Perspektive der Übernahme 

potenzieller Risiken durch die öffentliche Hand zu beleuchten sowie den Koordinierungsbedarf zwischen 

öffentlichen Stellen zu eruieren. Aufgrund des engen Zeithorizonts war es nicht möglich, eine 

umfassende und repräsentative Umfrage auf dieser Basis zu entwickeln. Deswegen werden die 

Ergebnisse nicht vollumfänglich veröffentlicht, sondern fließen qualitativ in die einzelnen Abschnitte 

dieses Berichts ein. 

Befragte Unternehmen 

Die Auswahl der Unternehmensgesprächspartner erfolgte primär auf Basis bestehender und bekannter 

Verbindungen der Unternehmen in die Ukraine; zum Teil wurden auch Unternehmen angefragt, die noch 

kein Engagement in der Ukraine hatten. Von letzterer Gruppe sagten alle angefragten Unternehmen ab. 

Insgesamt wurden neunzehn Unternehmen kontaktiert, wovon neun sich zu einem Gespräch bereit 

erklärten. Jedoch baten die meisten Unternehmen darum, nicht explizit genannt zu werden. Von diesen 

neun Unternehmen waren drei im Bank- und Versicherungswesen tätig, zwei im Energiebereich 

(Energieunternehmen bzw. Errichtung von Energieanlagen), ein Unternehmen in der Produktion von 

Papier, Pappe und Verpackungen, zwei im Eisen- und Stahlbereich sowie ein Unternehmen im 

Brückenbau. 

Zur Vorbereitung der Befragung wurde in Zusammenarbeit mit dem Auftraggeber ein strukturierter 

Fragebogen erarbeitet (Tabelle 2). 
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Tabelle 2: Strukturierter Fragebogen für die Befragung von Unternehmen 

 

Weitere Gesprächspartner- und partnerinnen 

Um die gesamtwirtschaftliche (Risiko-)Perspektive bzw. Fragen der Bündelung der Unterstützung der 

öffentlichen Hand besser einschätzen zu können, wurden zudem Interviews mit Experten und 

Expertinnen aus dem Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten (BMEIA), 

dem Bundesfinanzministerium (BMF), der Oesterreichischen Kontrollbank (OeKB), der 

Industriellenvereinigung (IV) sowie der Außenwirtschaftsstelle in Kiew geführt. Die Erkenntnisse aus 

diesen Gesprächen fließen ebenfalls in die Einschätzungen in diesem Bericht ein und werden nicht 

gesondert veröffentlicht. 
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APPENDIX B :  Lessons  f rom histor i ca l  e f for ts  at  post-war  

reconst ruct ion  

In order for Ukraine to achieve a comprehensive recovery within a span of five years from the end of the 

war, its economy would necessitate an annual growth rate of 14 percent throughout this duration. This 

ambitious growth trajectory would result in an elevation of the average GDP to EUR 204 billion, a 

significant surge from the approximate EUR 90 billion recorded in 2022 when adjusted for constant 

prices (Bennett 2023). In this context, individual nations, international organizations, and other donors 

recognize the pivotal opportunity to extend their support for Ukraine’s reconstruction efforts. The 

significance of reconstruction is unequivocal. Fortunately, invaluable insights can be gleaned from past 

reconstruction endeavors, offering a rich tapestry of both triumphs and pitfalls. Historical instances such 

as the Marshall Plan in Europe, Japan’s post-war revival, Kosovo’s resurgence, and the rebuilding of 

Afghanistan and Iraq furnish a repository of lessons from their varied outcomes and a number of key 

lessons learned. Within this institutional context and based on historical experience with post-war 

reconstruction efforts, three foundational lessons emerge that hold relevance for steering the 

governance of international reconstruction efforts within Ukraine: 

Human Capital empowerment: Prioritize the empowerment and engagement of Ukraine’s human 

resources. Nurturing and harnessing the nation’s talent, skills, and expertise will serve as a cornerstone 

for a sustained and comprehensive recovery. 

Layered Approaches to Reconstruction Projects: Embracing a multifaceted approach that strategically 

layers projects, rather than a linear sequential progression. This approach fosters interconnectivity and 

synergies, optimizing resource utilization and bolstering overall efficacy. 

Institution of a central governance entity for reconstruction: Establish a pivotal central institution 

dedicated to orchestrating and steering the reconstruction process. This entity will serve as a hub for 

coordination, strategic planning, and resource allocation, ensuring a coherent and unified trajectory. 

Past experience also emphasizes three elements that hold immense significance for the success of post-

war reconstruction: how projects are structured; who the donor organizations are; and the rigorous 

execution of anti-corruption mechanisms. To facilitate Ukraine’s journey toward economic stability, the 

establishment of an effective reconstruction framework therefore becomes a paramount priority. 

1. Program Structure: Throughout the history of post-war reconstruction efforts, reconstruction 

efforts have typically taken on two forms: a multilateral model or oversight by a solitary donor 

through unilateral efforts. The outcomes of either approach paint a mixed picture. Notable 
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instances such as the US-led post-war revitalization of Germany and Japan are celebrated for 

their effectiveness, whereas evaluations of the US-led role in Iraq present a more complex 

narrative. For their part, multilateral initiatives, as seen in Bosnia, have faced challenges of aid 

coordination, while efforts in Kosovo and Afghanistan under multilateral umbrellas have 

generally achieved superior outcomes. Given substantial interest from entities like the European 

Union, the United States, and the Ukrainian government, a multilateral approach to Ukraine’s 

reconstruction is certain. However, critical decisions regarding the organizational structure 

remain, such as whether the multilateral endeavor will be guided by a chief donor (e.g., 

Germany), managed by an existing international organization (e.g., the EU), or necessitate the 

creation of a bespoke multilateral entity (e.g., the OEEC, the body created to coordinate Marshall 

Plan funds after World War II). 

2. Donor Organizations and Administration: The potency of donor organizations’ contributions 

and related aid endeavors is hinged upon proficient administration and management of 

reconstruction aid. It is imperative that donor investment predominantly take the form of grants, 

not loans. Kristalina Georgieva, Managing Director of the IMF, championed this perspective, 

emphasizing the imprudence of piling further debt onto Ukraine, especially in the wake of 

reduced revenues and high reconstruction costs. Historically, grants formed about 90 percent 

of the investments under the Marshall Plan. Amid Ukraine’s estimated cost of EUR 1 trillion in 

damages, a higher proportion of grants would make sense to avert defaults and any ensuing 

constraints on future growth. 

3. Anti-Corruption and Fraud Prevention: Once an administrative framework is established, 

focus pivots towards securing substantial investment, fostering sustained resource inflow, and 

guaranteeing efficient allocation of investments. Within the reconstruction administration, a 

dedicated team should be tasked with preserving sustainability and governance structures that 

ensure transparent utilization of funds. The history of prior reconstruction efforts clearly indicate 

that anti-corruption endeavors and fraud prevention not only safeguard for continued 

investment from the private sector but also create pressures for government and policy reform 

aimed as regulatory convergence towards best practices. As military conflict often strains a 

nation’s resources, economic aid is often frontloaded, making an early influx of aid crucial. This 

early stage, coupled with sound governance structures, presents an invaluable opportunity for 

longer-term transformations. This historical pattern mirrors Europe’s manufacturing resurgence 

in the 1940s, buoyed by investments and skill-sharing catalyzed by the Marshall Plan. Similar 

prospects exist today for Ukraine, where investments and knowledge exchange can lay the 
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groundwork for advanced digital infrastructure, propelling both a cutting-edge economy and 

efficient governance of public services. 

In summary, post-war reconstruction is a complex and lengthy process, and the success of these efforts 

depends on effective planning, collaboration, and commitment from all stakeholders, both domestic 

and international. 


